
LANDESVERFASSUNGSGERICHT 

SACHSEN-ANHALT 

 

Leitsätze zum 

URTEIL 

vom 21. Januar 2025 – LVG 6/23 – 

1. Das Selbstverwaltungsrecht der Kommunen aus Art. 2 Abs. 3, Art. 87 Abs. 1 

LVerf erstreckt sich auch auf den Finanzausgleich nach Art. 88 LVerf. In der 

Pflicht des Landes aus Art. 88 Abs. 1 LVerf, dafür zu sorgen, „daß die Kom-

munen über Finanzmittel verfügen, die zur angemessenen Erfüllung ihrer Auf-

gaben erforderlich sind“, ist eine Unterscheidung zwischen einem Anspruch 

auf „angemessene Finanzausstattung“ und einem Anspruch auf „finanzielle 

Mindestausstattung“ nicht angelegt. (Rn. 60) 

2. Die Beschwerdebefugnis für eine kommunale Verfassungsbeschwerde wegen 

einer Verletzung des Art. 88 Abs. 1 LVerf durch eine landesgesetzliche Rege-

lung über den vertikalen Finanzausgleich setzt voraus, dass die beschwerde-

führende Kommune darlegt, weshalb nach ihrer Auffassung das beschwerde-

gegenständliche Landesgesetz den Anforderungen aus Art. 88 Abs. 1 LVerf 

an den vertikalen Finanzausgleich nicht genügt und inwiefern dies die Ursache 

dafür ist, dass die beschwerdeführende Kommune nicht über die zur ange-

messenen Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Finanzmittel verfügt. Hierfür 

genügt es nicht, dass jede Erhöhung der Finanzausgleichsmasse naturgemäß 

auch die Zuweisungen an die beschwerdeführende Kommune erhöhen und 

damit deren Haushaltsdefizit mildern würde. Vielmehr muss sie ihren eigenen 

Finanzbedarf aufgabenbezogen analysieren und zur Berechnung des kommu-

nalen Finanzbedarfs durch den Gesetzgeber einerseits, zu weiteren Bedin-

gungen ihrer Finanzlage andererseits ins Verhältnis setzen. (Rn. 61, 64) 

3. Das mit der kommunalen Verfassungsbeschwerde nach § 51 Abs. 1 LVerfGG 

verfolgte Begehren ist mit der Feststellung einer Verletzung des Rechts auf 

kommunale Selbstverwaltung aus Art. 2 Abs. 3 und Art. 87 LVerf einheitlich 

und vollständig erfasst. § 41 S. 1 LVerfGG regelt mit der Feststellung der Un-
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vereinbarkeit oder der Nichtigkeit der beschwerdegegenständlichen Rechts-

norm nur den Ausspruch über die Rechtsfolgen einer solchen Feststellung. 

(Rn. 65 f.) 

4. Für die Bemessung und Deckung des kommunalen Finanzbedarfs nach 

Art. 88 LVerf steht dem Gesetzgeber eine weite Einschätzungs- und Gestal-

tungsprärogative zu. Das Landesverfassungsgericht hat die Entscheidungen 

des Gesetzgebers allein daraufhin zu überprüfen, ob sie im Ansatz oder in der 

Methode offensichtlich fehlerhaft und eindeutig widerlegbar sind oder verfas-

sungsrechtlichen Wertungen widersprechen. (Rn. 71) 

5. Art. 88 LVerf macht keine besonderen Vorgaben für das Gesetzgebungsver-

fahren zur Regelung des Finanzausgleichs und fordert auch vom Finanzaus-

gleichsgesetz selbst keine besonderen Verfahrensregelungen zur Bestim-

mung der Berechnungsgrundlagen für den Finanzausgleich. Gegenstand der 

verfassungsgerichtlichen Prüfung am Maßstab der Landesverfassung ist fer-

ner nicht die Begründung des Finanzausgleichsgesetzes, sondern nur das 

Gesetz selbst. Die Entscheidungsprärogative des Finanzausgleichsgesetzge-

bers gegenüber der verfassungsgerichtlichen Prüfung bedingt allerdings seine 

Obliegenheit zur Offenlegung der Erwägungen, die er der Erfüllung seiner 

Pflicht aus Art. 88 Abs. 1 LVerf zugrundelegt. Diese Erwägungen müssen auf 

eine Ermittlung des kommunalen Finanzbedarfs zurückführbar sein. Macht die 

Gesetzesbegründung die Bedarfsermittlung für die verfassungsgerichtliche 

Überprüfung nachvollziehbar, wird dies nicht durch eine Bezugnahme auf poli-

tische Absprachen entwertet, die die Ergebnisse der Bedarfsermittlung auf-

nehmen. (Rn. 72–74, 86 f.) 

6. Es steht dem Finanzausgleichsgesetzgeber frei, den kommunalen Finanzbe-

darf anhand einer Auswertung der tatsächlich von den Kommunen geleisteten 

Ausgaben zu ermitteln, soweit sie auf die für die angemessene Erfüllung ihrer 

Aufgaben erforderlichen Finanzmittel schließen lassen. (Rn. 79, 94, 103–110) 

7. Die Fortschreibung des kommunalen Finanzbedarfs nach dem Durchschnitt 

inflationsbereinigter Werte aus einem vergangenen Erhebungszeitraum ist 

verfassungsgerichtlich nicht zu beanstanden, wenn die ihr zugrundeliegenden 

Annahmen vertretbar sind. Unabhängig davon ist eine Prognose der weiteren 

Entwicklung solcher Werte verfassungsgerichtlich nicht zu beanstanden, so-

weit sie durch die später eingetretene tatsächliche Entwicklung bestätigt wor-

den ist. (Rn. 83, 112–128) 

8. Art. 88 LVerf schreibt dem Gesetzgeber nicht vor, wie er für die Finanzierung 

der Aufgaben der Landkreise sorgt. Neben unmittelbaren Zuweisungen aus 

dem Landeshaushalt ist auch die Ermächtigung zur Umlageerhebung ein ver-

fassungsrechtlich zulässiges Instrument des Finanzausgleichs. Der Gesetz-

geber darf die Kreisumlage bei der Finanzausgleichsmasse für die kreisange-

hörigen Gemeinden bedarfsbegründend und für die Landkreise bedarfsmin-
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dernd berücksichtigen. Er darf annehmen, dass die Landkreise die Kreisumla-

ge in der Höhe, wie sie aus einer Fortschreibung der tatsächlichen Kreisumla-

gepraxis in die Berechnung der Finanzausgleichsmasse für die kreisangehöri-

gen Gemeinden eingegangen ist, bei diesen weiterhin erheben und durchset-

zen können. (Rn. 97–102) 

9. Die Fortschreibung eines Durchschnitts inflationsbereinigter Werte aus einem 

vergangenen Erhebungszeitraum genügt den verfassungsrechtlichen Anforde-

rungen an die Berechnung des kommunalen Finanzbedarfs nicht, wenn die 

Durchschnittsbildung oder die Methode der Inflationsbereinigung die Aus-

gangswerte für die Entwicklung von Ausgaben systematisch zu niedrig oder 

von Einnahmen systematisch zu hoch ansetzt. (Rn. 119–125) 

10. Eine Verletzung des Anspruchs der Kommunen aus Art. 88 Abs. 1 LVerf kann 

nicht festgestellt werden, wenn methodische Fehler in der prognostischen Er-

mittlung des kommunalen Finanzbedarfs durch den Finanzausgleichsgesetz-

geber in der tatsächlichen Entwicklung des kommunalen Finanzbedarfs so 

ausgeglichen werden, dass die Kommunen im Ergebnis insgesamt über die 

Finanzmittel verfügen, die nach fehlerfreier Ermittlung zur angemessenen Er-

füllung ihrer Aufgaben erforderlich sind. Anderenfalls begründet der Fehler in 

der Ermittlung des Finanzbedarfs die Vermutung, dass eine negative Abwei-

chung des tatsächlichen Finanzbedarfs der beschwerdeführenden Kommune 

von der Fortschreibung ihres Finanzbedarfs in der Ermittlung des Finanzbe-

darfs der kommunalen Gruppe, der sie angehört, auf den Prognosefehler zu-

rückzuführen ist und dass deshalb der Prognosefehler auch ihren Anspruch 

aus Art. 88 Abs. 1 LVerf verletzt. (Rn. 131–135) 

11. Der Finanzausgleichsgesetzgeber verletzt nicht das Gebot der interkommuna-

len Gleichbehandlung, wenn er darauf verzichtet, eine Aktualisierung der 

Prognose über das gemeindliche Steueraufkommen zulasten der Gemeinden 

auf ihren Finanzbedarf anzurechnen und die Differenz nur den steuererhe-

bungsberechtigten Gemeinden, nicht aber den nicht steuererhebungsberech-

tigten Landkreisen zuschlägt. (Rn. 142) 
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In dem Verfahren 

über 

die Verfassungsbeschwerde 

des …, 

 

 

– Beschwerdeführer – 

Verfahrensbevollmächtigte:  …., 

 

gegen 

das Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes sowie des Gesetzes zur 

Änderung des Kommunalverfassungsgesetzes und anderer kommunalrechtlicher 

Vorschriften vom 4. April 2022 
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hat das Landesverfassungsgericht Sachsen-Anhalt durch seinen Präsidenten 

Dr. Wegehaupt als Vorsitzenden sowie seine Richterinnen und Richter Dr. Eckert, 

Goerke-Berzau, Buchloh, Schindler, Meyer und Prof. Dr. Germann auf die mündliche 

Verhandlung vom 30. Oktober 2024 für Recht erkannt:  

1. Art. 1 Nr. 2 Buchst. a, Nr. 4, Nrn. 6, 7, 8, 9, Nr. 10 Buchst. a und 11 

Buchst. a und d des Gesetzes zur Änderung des Finanzausgleichsge-

setzes sowie des Gesetzes zur Änderung des Kommunalverfassungs-

gesetzes und anderer kommunalrechtlicher Vorschriften (FAG-ÄndG) 

vom 4. April 2022 (GVBI. LSA S. 78 f.) sind mit Art. 2 Abs. 3, Art. 87 

Abs. 1, Art. 88 Abs. 1 LVerf insoweit unvereinbar, als die den darin 

festgesetzten Beträgen zugrundeliegende Berechnung der Finanzaus-

gleichsmasse für 2022 in der Fortschreibung der Personalauszahlun-

gen bei den Landkreisen hinter einer folgerichtigen Ermittlung der Aus-

gangswerte zurückbleibt. 

2. Im übrigen wird die Verfassungsbeschwerde zurückgewiesen.  

3. Die Entscheidung ergeht gerichtskostenfrei.  

4. Das Land hat dem Beschwerdeführer ein Fünftel seiner notwendigen 

außergerichtlichen Auslagen zu erstatten.  

A .  

Die kommunale Verfassungsbeschwerde wendet sich gegen Vorschriften des Geset-

zes zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes sowie des Gesetzes zur Änderung 

des Kommunalverfassungsgesetzes und anderer kommunalrechtlicher Vorschriften 

vom 4. April 2022 (GVBl. LSA S. 78) (FAG-ÄndG).  

I .  

1. Gegenstand der angegriffenen Änderungen sind § 2 Abs. 1, § 4 Abs. 1, § 7 Abs. 1, 

§ 9 Abs. 1, § 10 Abs. 1, § 11 Abs. 1, § 12 Abs. 1 S. 2, § 16 Abs. 1, Abs. 2 S. 1 des 

Finanzausgleichsgesetzes (FAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. März 

2017 (GVBl. LSA S. 60, 61). Diese Bestimmungen erhielten durch Art. 1 Nr. 2 

Buchst. a, Nr. 4, 6, 7, 8, 9, Nr. 10 Buchst. a, Nr. 11 Buchst. a und d FAG-ÄndG fol-

gende Fassung (zum besseren Verständnis ist der Regelungszusammenhang in der 

mit Inkrafttreten des FAG-ÄndG geltenden Fassung mitzitiert, die angegriffenen Best-

immungen sind hervorgehoben):  

 1 

 2 
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§ 1 

Finanzausgleichsleistungen an Gemeinden, Verbandsgemeinden und Landkreise 

(1) Dieses Gesetz regelt die Ausstattung der Gemeinden, Verbandsgemeinden und 

Landkreise mit den für die Aufgabenwahrnehmung angemessenen finanziellen 

Mitteln sowie den zwischengemeindlichen Finanzausgleich. 

(2) 1 Den Gemeinden, Verbandsgemeinden und Landkreisen werden im überge-

meindlichen Finanzausgleich nach Maßgabe dieses Gesetzes Finanzmittel in 

Ergänzung ihrer eigenen Einnahmen zur Erfüllung ihrer eigenen und der über-

tragenen Aufgaben zur Verfügung gestellt. 2 Der Umfang beträgt mindestens 18 

v. H. des Landesanteils am Aufkommen der Gemeinschaftsteuern. 3 Die Ge-

meinden, Verbandsgemeinden und Landkreise erhalten neben den Finanzmit-

teln Zuweisungen vom Land zur Sicherstellung ihres Finanzbedarfs außerhalb 

des Finanzausgleichsgesetzes. 

§ 2 

Finanzausgleichsmasse 

(1) Die Finanzausgleichsmasse beträgt abweichend von § 1 Abs. 2 Satz 2 für 

die Haushaltsjahre 2022 und 2023 jeweils 1 735 000 000 Euro. 

(2) Der Betrag nach Absatz 1 für das Haushaltsjahr 2023 wird 

1. unter Zugrundelegung der Frühjahrssteuerschätzung 2022 des Arbeitskrei-

ses Steuerschätzung und der darauf basierenden Regionalisierung unter 

Berücksichtigung des kommunalen Steueraufkommens des Haushaltsjah-

res 2021 und 

2. aufgrund der Prognose für die Entwicklung des harmonisierten Verbrau-

cherpreisindexes für das Haushaltsjahr 2023 in der Frühjahrsprojektion 

2022 der Bundesregierung  

 überprüft. Der Betrag nach Absatz 1 für das Haushaltsjahr 2023 wird erhöht, 

wenn die Überprüfung nach Satz 1 einen höheren Betrag ergibt. 

(3) 1 Für die auf das Haushaltsjahr 2023 folgenden Haushaltsjahre ist die ange-

messene kommunale Finanzausstattung zur Erfüllung der Aufgaben der Ge-

meinden, Verbandsgemeinden und Landkreise rechtzeitig zu ermitteln und an-

zupassen. 2 Maßstab der Bemessung der Landeszuweisungen sind die notwen-

digen kommunalen Aufgaben bei effizienter Aufgabenerfüllung. 

§ 3 

Aufteilung der Finanzausgleichsmasse 

 Die Finanzausgleichsmasse wird in folgende Teilmassen aufgeteilt: 

1. Zuweisungen zur Wahrnehmung der Aufgaben des übertragenen Wir-

kungskreises in Form einer Auftragskostenpauschale gemäß § 4, 

2. Zuweisungen zur Wahrnehmung der Aufgaben des eigenen Wirkungskrei-

ses in Form 

a) von besonderen Ergänzungszuweisungen gemäß den §§ 7 bis 11 und 
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b) von Schlüsselzuweisungen gemäß § 12, 

3. Investitionspauschale gemäß § 16, 

4. Ausgleichsstock gemäß § 17. 

§ 4 

Auftragskostenpauschale 

(1) Für die Wahrnehmung der Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises 

wird für die Haushaltsjahre 2022 und 2023 jeweils eine Auftragskosten-

pauschale in folgender Höhe gezahlt: 

1. kreisfreie Städte 127 252 500 Euro, 

2. Landkreise 208 181 400 Euro, 

3. Verbandsgemeinden und Einheitsgemeinden 126 336 700 Euro. 

(2) 1 Die Verteilung erfolgt jeweils nach der Einwohnerzahl. 2 Die Auftragskosten-

pauschale wird in Raten zum 10. der Monate Februar, April, Juni, August, Ok-

tober und Dezember eines jeden Jahres ausgezahlt. 

[...] 

§ 6 

Besondere Ergänzungszuweisungen 

 Den Landkreisen und kreisfreien Städten werden zur Wahrnehmung der Aufga-

ben des eigenen Wirkungskreises im Rahmen dieses Gesetzes besondere Er-

gänzungszuweisungen gewährt. Soweit in diesem Gesetz nicht ausdrücklich 

bestimmt ist, dass die besonderen Ergänzungszuweisungen im Haushalt des 

jeweiligen Empfängers zweckgebunden zu vereinnahmen sind, entscheidet der 

jeweilige Empfänger im Rahmen seines kommunalen Selbstverwaltungsrechts 

über die Verwendung der Mittel. 

§ 7 

Besondere Ergänzungszuweisungen für die Wahrnehmung von Aufgaben nach dem 

Zweiten Buch Sozialgesetzbuch 

(1) Zur Milderung der Belastungen für die Wahrnehmung von Aufgaben nach 

dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch erhalten die Landkreise eine beson-

dere Ergänzungszuweisung für die Haushaltsjahre 2022 und 2023 in Höhe 

von jeweils 47 977 100 Euro und die kreisfreien Städte in Höhe von jeweils 

26 274 800 Euro. 

(2) Dabei entspricht der Anteil der Ergänzungszuweisung für den jeweiligen Land-

kreis und die jeweilige kreisfreie Stadt dem Anteil an der Summe der Nettoaus-

gaben der jeweiligen Gebietskörperschaftsgruppe der Jahresrechnungsstatistik 

des vorvergangenen Jahres. Die Auszahlung erfolgt in Raten zum 10. der Mo-

nate Februar, April, Juni, August, Oktober und Dezember eines jeden Jahres. 

§ 8 

(weggefallen) 
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§ 9 

Besondere Ergänzungszuweisungen für die Wahrnehmung von Aufgaben nach dem 

Achten Buch Sozialgesetzbuch 

(1) Zur Milderung der Belastungen für die Wahrnehmung von Aufgaben nach 

dem Achten Buch Sozialgesetzbuch erhalten die Landkreise eine beson-

dere Ergänzungszuweisung für die Haushaltsjahre 2022 und 2023 in Höhe 

von jeweils 65 312 700 Euro und die kreisfreien Städte in Höhe von jeweils 

38 606 700 Euro. 

(2) Der Anteil der Ergänzungszuweisung für den jeweiligen Landkreis und die je-

weilige kreisfreie Stadt entspricht dem Anteil an der Gesamtzahl der jungen 

Menschen im Sinne des § 7 Abs. 1 Nr. 4 des Achten Buches Sozialgesetzbuch 

der jeweiligen Gebietskörperschaftsgruppe am 31. Dezember des vorvergan-

genen Jahres. Die Auszahlung erfolgt in Raten zum 10. der Monate Februar, 

April, Juni, August, Oktober und Dezember eines jeden Jahres. 

§ 10 

Besondere Ergänzungszuweisungen für die Wahrnehmung der Aufgabe der Schü-

lerbeförderung 

(1) Zur Milderung der Belastungen für die Wahrnehmung der Aufgabe der 

Schülerbeförderung erhalten die Landkreise eine besondere Ergänzungs-

zuweisung für die Haushaltsjahre 2022 und 2023 in Höhe von jeweils 

22 005 700 Euro und die kreisfreien Städte in Höhe von jeweils 3 449 900 

Euro. 

(2) Der Anteil der Ergänzungszuweisung für den jeweiligen Landkreis und die jewei-

lige kreisfreie Stadt entspricht zu jeweils 50 v. H. dem Anteil an der Gesamtflä-

che und dem Anteil an der Gesamtzahl der Schüler der allgemeinbildenden und 

beruflichen Schulen zu Beginn des jeweils vorvergangenen Schuljahres der je-

weiligen Gebietskörperschaftsgruppe. Die Auszahlung erfolgt in Raten zum 10. 

April und zum 10. Oktober eines jeden Jahres. 

§ 11 

Besondere Ergänzungszuweisungen für die Wahrnehmung der Aufgabe der Unter-

haltung der Kreisstraßen 

(1) Zur Milderung der Belastungen für die Wahrnehmung der Aufgabe der Un-

terhaltung der Kreisstraßen erhalten die Landkreise eine besondere Er-

gänzungszuweisung für die Haushaltsjahre 2022 und 2023 in Höhe von 

jeweils 31 847 900 Euro und die kreisfreien Städte in Höhe von jeweils 

604 600 Euro. 

(2) Der Anteil der Ergänzungszuweisung für den jeweiligen Landkreis und die je-

weilige kreisfreie Stadt entspricht dem Anteil an der Summe der von der zu-

ständigen obersten Landesbehörde anerkannten Längen der Kreisstraßen am 

1. Januar des jeweils vorvergangenen Jahres der jeweiligen Gebietskörper-

schaftsgruppe. Die Auszahlung erfolgt in Raten zum 10. Februar und 10. Au-

gust eines jeden Jahres. 



– 6 – 

§ 12 

Schlüsselzuweisungen 

(1) 1 Für die Erledigung der Aufgaben des eigenen Wirkungskreises werden 

Schlüsselzuweisungen gezahlt. 2 Für die Haushaltsjahre 2022 und 2023 er-

halten die kreisfreien Städte jeweils 275 048 830 Euro, die Landkreise je-

weils 183 668 856 Euro und die kreisangehörigen Gemeinden jeweils 

388 432 314 Euro. 

(2) Bleibt die Steuerkraftmesszahl einer kreisfreien Stadt hinter der Bedarfsmess-

zahl zurück, wird der Unterschiedsbetrag zu 70 v. H. ausgeglichen. 

(3) Bleibt die Umlagekraftmesszahl eines Landkreises hinter der Bedarfsmesszahl 

zurück, wird der Unterschiedsbetrag zu 90 v. H. ausgeglichen. 

(4) 1 Für jede kreisangehörige Gemeinde wird zunächst eine Rechengröße gebildet 

aus der Steuerkraftmesszahl sowie 70 v. H. des Betrags, um den die Steuer-

kraftmesszahl hinter der Bedarfsmesszahl zurückbleibt. 2 Zu der Schlüsselzu-

weisungsmasse nach Absatz 1 Satz 2 werden 10 v. H. der Summe der Re-

chengrößen nach Satz 1 hinzugerechnet. 3 Bleibt danach die Steuerkraftmess-

zahl einer kreisangehörigen Gemeinde hinter der neuen Bedarfsmesszahl zu-

rück, werden 90 v. H. des Unterschiedsbetrages errechnet. 4 Vom Ergebnis 

werden bei jeder kreisangehörigen Gemeinde 10 v. H. der Rechengröße nach 

Satz 1 abgezogen. 5 Ergibt die Berechnung nach den Sätzen 1 bis 4 einen posi-

tiven Betrag, wird dieser als Schlüsselzuweisung ausgezahlt. 6 Ergibt die Be-

rechnung nach den Sätzen 1 bis 4 einen negativen Betrag, ist dieser von der 

kreisangehörigen Gemeinde in gleich großen Teilbeträgen zu den Terminen 

nach Absatz 5 zur Verteilung als Schlüsselzuweisung an das Land abzuführen. 
7 Die auf dieser Grundlage ergehenden Verwaltungsakte sind sofort vollziehbar. 

(5) Die Auszahlung erfolgt in Raten zum 15. Januar und zum 10. der Monate Feb-

ruar, April, Juni, August, Oktober und Dezember eines jeden Jahres. 

§ 13 

Bedarfsmesszahl 

(1) Die Bedarfsmesszahl ergibt sich aus dem Produkt des Gesamtansatzes nach 

Absatz 2 und dem Grundbetrag nach Absatz 3. 

(2) Der Gesamtansatz wird für kreisfreie Städte, kreisangehörige Gemeinden und 

Landkreise wie folgt gebildet: 

1. 1 Bei den kreisfreien Städten entspricht der Hauptansatz der Einwohner-

zahl. 2 Der Nebenansatz U6 wird aus der jeweiligen Anzahl der Kinder bis 

sechs Jahre, multipliziert mit dem Faktor 2,8, gebildet. 3 Die Summe beider 

Ansätze bildet den Gesamtansatz. 

2. 1 Bei den kreisangehörigen Gemeinden wird als Hauptansatz der Wert be-

zeichnet, der sich aus dem Produkt der Einwohnerzahl einer Gemeinde 

und der Hauptansatzstaffel einschließlich des Zentralitätszuschlages nach 

Satz 5 ergibt. 2 Die Hauptansatzstaffel beträgt bei Gemeinden bis 7 999 

Einwohner 100 v. H., mit 8 000 bis 24 999 Einwohner 102 bis 112 v. H. und 
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mit 25 000 bis 60 000 Einwohner 113 bis 130 v. H. 3 Zwischenwerte werden 

bis zur zweiten Stelle nach dem Komma gerundet. 4 Bei Mitgliedsgemein-

den von Verbandsgemeinden richtet sich die Hauptansatzstaffel der einzel-

nen Gemeinde nach der Gesamtsumme der Einwohner der ihnen jeweils 

zugehörigen Gemeinden. 5 Gemeinden mit der Funktion eines Mittelzent-

rums erhalten einen Zentralitätszuschlag von 20 v. H. 6 Der Nebenan-

satz U6 wird aus der jeweiligen Anzahl der Kinder bis sechs Jahre gebildet, 

multipliziert mit dem Faktor 6,7. Die Summe der Ansätze bildet den Ge-

samtansatz. 

3. Bei den Landkreisen entspricht der Gesamtansatz der Einwohnerzahl. 

(3) Der Grundbetrag wird auf fünf Stellen hinter dem Komma so festgesetzt, dass 

die gemäß § 12 jeweils zur Verfügung stehenden Finanzmassen so weit wie 

rechnerisch möglich aufgebraucht werden. 

§ 14 

Steuerkraftmesszahl für Gemeinden 

(1) Die Ermittlung der Steuerkraftmesszahl für kreisfreie Städte und kreisangehöri-

ge Gemeinden erfolgt jeweils gesondert. 

(2) Die Steuerkraftmesszahlen werden berechnet, indem die Steuerkraftzahlen der 

Grundsteuer A und B, der Gewerbesteuer, der Gemeindeanteile an der Ein-

kommensteuer und der Umsatzsteuer zusammengezählt werden. 

(3) Die Steuerkraftzahl wird wie folgt ermittelt: 

1. 1 Bei der Grundsteuer A und B wird das jeweilige Ist-Aufkommen im vorver-

gangenen Jahr durch den jeweiligen Hebesatz geteilt. 2 Die sich daraus er-

gebenden Ausgangsbeträge werden mit dem Hebesatz nach Nummer 4 

der jeweiligen Steuerart multipliziert. 

2. 1 Bei der Gewerbesteuer wird das Ist-Aufkommen im vorvergangenen Jahr 

durch den Hebesatz geteilt. 2 Der sich daraus ergebende Ausgangsbetrag 

wird mit dem Hebesatz nach Nummer 4 multipliziert. 3 Von dem Ergebnis 

wird die im vorvergangenen Jahr abgeführte Gewerbesteuerumlage abge-

zogen. 

3. Steuerkraftzahlen der Gemeindeanteile an der Einkommensteuer und der 

Umsatzsteuer sind die jeweiligen Ist-Aufkommen im vorvergangenen Jahr. 

4. Es sind folgende Hebesätze anzuwenden: 

 [...] 

[...] 

§ 16 

Investitionspauschale 

(1) Die Gemeinden und Landkreise erhalten investive Zuweisungen zur Ver-

besserung der kommunalen Infrastruktur in Höhe von insgesamt jeweils 

150 000 000 Euro für die Haushaltsjahre 2022 und 2023. 
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(2) 1 Die kreisfreien Städte erhalten 25 v. H., die kreisangehörigen Gemeinden 

55 v. H. und die Landkreise 20 v. H. der Mittel. 2 Die Verteilung der Mittel er-

folgt jeweils zu 75 v. H. nach der Einwohnerzahl und zu 25 v. H. nach der Flä-

che. 3 Die Auszahlung erfolgt in Raten zum 10. der Monate Februar, Mai, Au-

gust und November eines jeden Jahres. 

[...] 

2. Die Begründung der Landesregierung zum Entwurf eines [...] Gesetzes zur Ände-

rung des Finanzausgleichsgesetzes vom 8. Dezember 2021 (LT-Drs. 8/463) erläutert 

die diesen Regelungen zugrundeliegende Methode zur Berechnung und Verteilung 

der Finanzausgleichsmasse. Sie hält an der bis zum Finanzausgleichsgesetz für das 

Jahr 2016 entwickelten Systematik – bei Änderungen in Einzelheiten – fest und 

schreibt die Werte auf der Grundlage der zur Zeit des Gesetzentwurfs vorliegenden 

statistischen Daten fort (LT-Drs. 8/463, S. 37, 55).  

a. Diese Systematik (LT-Drs. 8/463, S. 57) bildet die Finanzausgleichsmasse (§ 2 

Abs. 1 FAG LSA), die das Land den Kommunen im vertikalen Finanzausgleich aus 

dem Landeshaushalt zur Verfügung stellt, als Summe aus  

– einer „bedarfsgerechten Finanzausgleichsmasse“ für die Wahrnehmung 

der Aufgaben des übertragenen und des eigenen Wirkungskreises (§ 3 

Nr. 1 und 2, §§ 4, 7 bis 11 und 12 FAG LSA),  

– der Investitionspauschale (§ 3 Nr. 3, § 16 Abs. 1 FAG LSA) und  

– dem Ausgleichsstock (§ 3 Nr. 4, § 17 Abs. 1 FAG LSA).  

aa. Die „bedarfsgerechte Finanzausgleichsmasse“ wird aus bedarfsbegründenden 

und bedarfsmindernden Beträgen errechnet (LT-Drs. 8/463, S. 57–65). Diese Beträ-

ge ergeben sich  

– aus einer Fortschreibung der tatsächlichen Werte aus der kommunalen 

Kassen- und Jahresrechnungsstatistik für die Jahre 2018 bis 2020 für 

die konsumtiven Auszahlungen (bedarfsbegründend; LT-Drs. 8/463, 

S. 57 f., 59 f., 64) und Einzahlungen (bedarfsmindernd; LT-Drs. 8/463, 

S. 58 f., 63 f.) und für den konsumtiven Nettotransfer des Landes (be-

darfsmindernd; LT-Drs. 8/463, S. 60–62),  

– aus der Steuerschätzung für die gemeindlichen Steuereinnahmen (be-

darfsmindernd; LT-Drs. 8/463, S. 62 f.) und  

– aus einer Erhebung über die in den Jahren 2018 bis 2020 erbrachten 

Leistungen zur Tilgung investiver Kredite (bedarfsbegründend; LT-

Drs. 8/463, S. 64 f.).  

Für die Fortschreibung der tatsächlichen Werte aus der kommunalen Kassen- und 

Jahresrechnungsstatistik für die Jahre 2018 bis 2020 werden diese Werte nach An-

hebung auf das einheitliche Preisniveau 2020 gemittelt und auf ein für das Jahr 2022 

prognostiziertes Preisniveau weiter angehoben. Dabei wird zwischen der Steigerung 

 3 

 4 

 5 

 6 
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der Personalauszahlungen und der Steigerung der übrigen Werte differenziert: Der 

angenommenen Steigerung der Personalauszahlungen wird die durchschnittliche 

Entwicklung von 2018 bis 2020 zugrundegelegt, der Steigerung aller übrigen Werte 

die jährlich prognostizierten Preisniveaus auf Basis der aktuellen Projektion der Bun-

desregierung (LT-Drs. 8/463, S. 56).  

bb. Zum Ausgleich eines bedarfsmindernden Effekts aus der Nachführung der Steu-

erschätzung für die gemeindlichen Steuereinnahmen wird zugunsten der Gemeinden 

ein „Zuschlag“ von 20 Mio. Euro der bedarfsgerechten Finanzausgleichsmasse hin-

zugerechnet (LT-Drs. 8/463, S. 67). Eine weitere leichte Erhöhung ergibt sich aus der 

Aufrundung der Finanzausgleichsmasse und der Teilmassen (LT-Drs. 8/463, S. 68 

mit Anlage 8, S. 2). 

cc. Die Investitionspauschale und der Ausgleichsstock werden mit festen Beträgen 

bestimmt (LT-Drs. 8/463, S. 77 f., 78).  

b. Zur Verteilung der Finanzausgleichsmasse unter den Kommunen im horizontalen 

Finanzausgleich wird sie in die Teilmassen nach § 3 FAG LSA aufgespalten. Die 

Teilmassen werden jeweils nach Beträgen oder nach Quoten auf die drei kommuna-

len Gruppen (kreisfreie Städte, Landkreise und kreisangehörige Gemeinden) aufge-

teilt, um dann nach verschiedenen Schlüsseln unter den einzelnen Kommunen in-

nerhalb der drei kommunalen Gruppen verteilt zu werden.  

aa. Die Teilmassen für die Investitionspauschale und den Ausgleichsstock nach § 3 

Nr. 3 und 4 FAG LSA umfassen die dafür eingestellten festen Beträge. Die Investiti-

onspauschale wird nach festen Quoten auf die drei kommunalen Gruppen aufgeteilt 

(§ 16 Abs. 2 S. 1 FAG LSA). Für den Ausgleichsstock gibt das Gesetz keine Auftei-

lung auf die drei kommunalen Gruppen vor; aus ihm werden auf Antrag ohne 

Rechtsanspruch Bedarfszuweisungen und Liquiditätshilfen zur Milderung oder zum 

Ausgleich außergewöhnlicher Belastungen und Notlagen im Haushalt der Kommu-

nen erbracht (§ 17 Abs. 1 S. 2, Abs. 2 S. 1, Abs. 3 S. 1 FAG LSA).  

bb. Die Teilmasse für die Auftragskostenpauschale (§ 3 Nr. 1, § 4 FAG LSA) ist aus 

einer Zuordnung des ermittelten Finanzbedarfs zur Wahrnehmung der Aufgaben des 

übertragenen Wirkungskreises in den drei kommunalen Gruppen abgeleitet (LT-

Drs. 8/463, S. 69–72).  

cc. Die Teilmassen für die Ergänzungszuweisungen (§ 3 Nr. 2 Buchst. a, §§ 7–11 

FAG LSA) sind aus einer Zuordnung des ermittelten Finanzbedarfs zur Wahrneh-

mung bestimmter Aufgaben des eigenen Wirkungskreises der Landkreise und der 

kreisfreien Städte abgeleitet (LT-Drs. 8/463, S. 72–75).  

dd. Die Teilmasse für die Schlüsselzuweisungen (§ 3 Nr. 2 Buchst. b, § 12 FAG LSA) 

bildet für jede kommunale Gruppe jeweils der Teil der bedarfsgerechten Finanzaus-

gleichsmasse (also der Finanzausgleichsmasse ohne Investitionspauschale und 

Ausgleichsstock), der nach Abzug der Teilmassen für die Auftragskostenpauschale 

und die Ergänzungszuweisungen verbleibt (LT-Drs. 8/463, S. 76).  
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3. Durch Artikel 4 des Haushaltsbegleitgesetzes 2023 vom 3. April 2023 (GVBI. LSA 

S. 201, 204) wurde, der Revisionsklausel in § 2 Abs. 2 FAG LSA folgend, die Höhe 

der Finanzausgleichsmasse und der Teilmassen für den Finanzausgleich für 2023 

neu festgelegt. § 2 Abs. 2 FAG LSA wurde aufgehoben.  

I I .  

1. Der Beschwerdeführer ist ein Landkreis. Er macht geltend, durch die angegriffenen 

Regelungen in seinem Recht aus Art. 2 Abs. 3 und Art. 87, 88 LVerf in seiner Aus-

prägung als Finanzhoheit verletzt zu sein.  

Der Beschwerdeführer trägt vor, er sei seit seiner Gründung durch Zusammenlegung 

dreier Landkreise im Jahr 2007 überschuldet. In jedem Jahr seit 2007 habe er ein 

Haushaltskonsolidierungskonzept gemäß § 100 Abs. 3 bis 5 KVG LSA vorlegen 

müssen. Sein Eigenkapital sei durchgängig seit 2007 negativ. Der Plan für das Jahr 

2023 weise einen Fehlbetrag im Ergebnishaushalt von 18,7 Mio. Euro aus. Die mittel-

fristige Finanzplanung sehe für 2024 einen Fehlbedarf von 25,0 Mio. Euro, für 2025 

einen Fehlbedarf von 24,4 Mio. Euro und für 2026 einen Fehlbedarf von 26,0 Mio. 

Euro vor. Der Beschwerdeführer sei nicht in der Lage, die Tilgung der Investitions-

kredite durch seine laufende Verwaltungstätigkeit zu erwirtschaften. Dadurch sei ihm 

eine Neuaufnahme von Investitionskrediten nach den kommunalverfassungsrechtli-

chen Vorschriften überhaupt nur noch für sachlich und zeitlich unaufschiebbare Aus-

zahlungen im Bereich der Pflichtaufgaben möglich. Die Finanzierung von Investitio-

nen sei daneben allein noch durch zweckgebundene Zuweisungen oder Mittel aus 

der Investitionspauschale möglich. Die Folge hiervon sei ein sich stetig vergrößern-

der Investitionsstau im Landkreis. Die angespannte Finanzsituation äußere sich auch 

in der überdurchschnittlichen Inanspruchnahme von Kassenkrediten, die nicht mehr 

der Funktion dienten, kurzfristige unterjährige Liquiditätslücken zu überbrücken, son-

dern zu einer dauerhaften Stütze mutierten.  

In den Bereichen ausgewählter Sozial- und Jugendhilfeleistungen zur Erfüllung von 

Pflichtaufgaben im eigenen Wirkungskreis und der in der Auftragskostenpauschale 

gemäß § 4 FAG LSA sowie der in den Ergänzungszuweisungen gemäß § 7 (Aufga-

ben nach dem SGB II), § 9 (Hilfen zur Erziehung nach dem SGB VIII), § 10 (Aufwen-

dungen für die Schülerbeförderung) und § 11 (Aufwand zur notwendigen Unterhal-

tung der Kreisstraßen) zu berücksichtigenden Aufgaben im übertragenen Wirkungs-

kreis führe der vom Land verantwortete Finanzausgleich nicht zu einer Deckung der 

Aufwendungen. Die Größe der Finanzierungslücken berechnet der Beschwerdefüh-

rer jeweils für die Jahre 2022 und 2023 vor dem Hintergrund der vorausgehenden 

Entwicklung (Einzelheiten sind aus den Tabellen auf S. 20 der Beschwerdeschrift 

vom 6. April 2023 ersichtlich). Die Summe der Schlüsselzuweisungen, die der Be-

schwerdeführer seit 2021 erhält, sei rückläufig.  

Kostenerstattungen, Gebühreneinnahmen und Einnahmen aus der Kreisumlage ge-

nügten nicht, um die Defizite auszugleichen. Der Kreisumlagehebesatz (Kreisumla-
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gesatz) des Beschwerdeführers zähle zu den höchsten im Land Sachsen-Anhalt. 

Dass es dem Beschwerdeführer gleichwohl nicht gelinge, ausgeglichene Haushalts-

satzungen aufzustellen, liege daran, dass er aufgrund seiner Sozialstruktur überpro-

portional mit Aufwendungen für Sozialleistungen belastet sei. Insbesondere im Be-

reich der Sozial- und Jugendhilfeleistungen hebe er sich deutlich von anderen Land-

kreisen im Land Sachsen-Anhalt ab. Gerade diese Positionen bestimmten aufgrund 

ihres Anteils am Gesamtvolumen des Haushalts die Aufwands- und Auszahlungs-

struktur. Die Sozialstruktur bewirke zugleich, dass die Steuer- und Finanzkraft der 

kreisangehörigen Gemeinden gering sei. Die Steuerkraft liege deutlich unterhalb des 

Landesdurchschnitts. Dabei schlügen insbesondere unterdurchschnittliche Einkom-

mensteueranteile und Gewerbesteuereinnahmen zu Buche, die gemäß § 19 Abs. 2 

i. V. m. § 14 Abs. 3 FAG LSA ihrerseits zur Bemessungsgrundlage der Kreisumlage 

gehörten.  

Dem Beschwerdeführer sei es nicht möglich, sich hinreichende Finanzmittel durch 

eine Erhöhung der Kreisumlage zu verschaffen. Zum Beleg führt er an, dass das 

Landesverwaltungsamt den Haushalt trotz Verstoßes gegen § 98 KVG LSA nicht be-

anstandet habe. Das sei nicht denkbar, wenn der Beschwerdeführer die Möglichkei-

ten zur Erhebung der Kreisumlage nicht ausgeschöpft hätte. Aus dem Rückgang der 

Hebesätze für die Kreisumlage von 2015 bis 2023 könne nicht auf nicht ausgenützte 

finanzielle Spielräume geschlossen werden. In den Jahren 2016 bis 2018 sei der 

Kreisumlagehebesatz angehoben worden, habe aber aufgrund der Rechtsprechung 

des Bundesverwaltungsgerichts für das Haushaltsjahr 2017 abgesenkt werden müs-

sen. Es seien viele verwaltungsgerichtliche Klageverfahren über Kreisumlagebe-

scheide des Beschwerdeführers für die Jahre 2016 bis 2023 anhängig, in denen die 

kreisangehörigen Gemeinden Kreisumlageforderungen in einer Größenordnung von 

40 Mio. Euro angriffen, weil sie die von ihnen erhobene Kreisumlage für zu hoch hiel-

ten. Der Beschwerdeführer habe auch in den Jahren 2022 und 2023 die Möglichkei-

ten zur Erhebung der Kreisumlage ausgeschöpft. Der Beschwerdeführer weist auf 

eine Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts hin, wonach sich ein Landkreis 

so wenig wie das Land von der Beachtung des Kernbereichs der gemeindlichen 

Selbstverwaltung unter Hinweis auf seine eigene Haushaltslage dispensieren dürfe; 

wenn die eigene Finanzausstattung des Landkreises unzureichend sei, müsse er 

sich an das Land halten und könne seine Finanznot nicht auf die kreisangehörigen 

Gemeinden abwälzen (BVerwG, Urt. v. 30. Januar 2013 – 8 C 1/12, Rn. 37).  

Die Maßstäbe für die Berücksichtigung des kommunalen Selbstverwaltungsrechts bei 

der Entscheidung des Landes über den kommunalen Finanzausgleich einerseits, bei 

der Entscheidung des Landkreises über die Kreisumlage andererseits seien ver-

schieden, da sich bei der Kreisumlage Akteure gegenüberstünden, die sich allesamt 

auf die kommunale Selbstverwaltungsgarantie berufen könnten. Das sei beim Fi-

nanzausgleich durch das Land anders. 

Das Landesverwaltungsamt habe festgestellt, dass dem Beschwerdeführer die ge-

setzeskonforme Zahlungsfähigkeit fehle, weil es ihm nicht möglich sei, alle geplanten 
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Auszahlungen durch Einzahlungen zu decken; danach fehlten ihm in den Jahren 

2020 bis 2023 ca. 10,2 Mio. Euro Deckungsmittel, die nur unter Verstoß gegen § 110 

KVG LSA durch zusätzliche Liquiditätskredite gedeckt werden könnten.  

Die Festsetzung der Finanzzuweisungen in den §§ 4, 7, 9–12 und 16 FAG LSA ge-

nüge nicht den Anforderungen aus Art. 88 LVerf an eine verfassungskonforme Aus-

gestaltung des Finanzausgleichs. Dies ergebe sich bereits daraus, dass die Bestim-

mung der Finanzausgleichsmasse wesentlich auf einer politischen Festlegung beru-

he. Die im Gesetzgebungsverfahren angestellten Ermittlungen litten unter wesentli-

chen methodischen Mängeln, die einerseits zu einer fehlerhaften Ermittlung des Fi-

nanzbedarfs führten und zum anderen eine Aufteilung der Finanzausgleichsmasse 

zwischen der Gruppe der kreisfreien Städte, der kreisangehörigen Gemeinden und 

der Landkreise bewirkten, die die Gruppe der Landkreise benachteilige.  

Der Gestaltungsspielraum des Landes für die Regelung des Finanzausgleichs und 

die beschränkte verfassungsgerichtliche Kontrolldichte gegenüber den notwendigen 

Prognosen, Typisierungen und Pauschalierungen finde seine Grenze zum einen in 

der verfassungsrechtlich abgesicherten Selbstverwaltungsgarantie, zum anderen in 

der Obliegenheit des Gesetzgebers, für die Bestimmung der Höhe der Finanzaus-

gleichsmasse und deren Verteilung zwischen den Kommunen vernünftige Gründe zu 

nennen. Sowohl die Bedarfsermittlung als auch die Aufteilung von Zuweisungen er-

folge anhand von sach- und daher verfassungswidrigen Kriterien. Eine zulässige Ty-

pisierung setze voraus, dass der Normgeber als Grundlage der Typisierung eine 

Fallgestaltung wählt, die die Mehrheit der zu regelnden Sachverhalte zutreffend er-

fasst. Nur wenn das der Fall sei, sei es hinzunehmen, dass durch die Typisierung 

auch seltene Einzelfälle mitgeregelt werden, die von der angenommenen Grund-

konstellation abweichen. Wenn aber die zur Typisierung ausgewählte Grundannah-

me den Regelfall gar nicht zutreffend erfasse, sei eine hierauf aufbauende Typisie-

rung auch nicht vom weiten gesetzgeberischen Gestaltungsspielraum erfasst. 

Die Festsetzung der Finanzausgleichsmasse in § 2 Abs. 1 FAG LSA sei Ergebnis 

einer in der Koalitionsvereinbarung getroffenen politischen Übereinkunft, nicht einer 

ordnungsgemäßen Ermittlung des kommunalen Finanzbedarfs. Aus dem Gesetzent-

wurf für das verfahrensgegenständliche FAG-ÄndG gehe hervor, dass sich der Ge-

setzgeber nicht nach einer Analyse der kommunalen Aufgaben und einer Bewertung 

des Finanzbedarfs für ihre effiziente Erfüllung gerichtet habe, sondern nach den Vor-

gaben des Koalitionsvertrags von 2021 für die laufende Legislaturperiode.  

Die dem Gesetzentwurf außerdem beigegebene umfangreiche und detaillierte Fi-

nanzbedarfsanalyse genüge nicht den verfassungsrechtlichen Maßstäben. Sie habe 

lediglich einen Durchschnittswert der konsumtiven Auszahlungen und der Personal-

auszahlungen der Jahre 2018 bis 2020 entsprechend der prognostizierten Preisent-

wicklung auf 2022 fortgeschrieben. Der Durchschnitt sei sachwidrig gebildet worden. 

Das sei in gleicher Weise in Bezug auf die Ermittlung des kommunalen Finanzbe-

darfs für die Ergänzungszuweisungen nach §§ 7, 9–11 FAG LSA festzustellen. Die 
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für die Jahre 2018 bis 2020 ermittelten Zahlen spiegelten auch inflationsbereinigt ei-

nen jährlich gestiegenen Finanzbedarf wider. Es sei geboten, ihn ausgehend von den 

Zahlen des Jahres 2020 für die Folgezeit linear fortzuschreiben. Die Gesetzesbe-

gründung erläutere nicht, warum der Gesetzgeber stattdessen nur den deutlich nied-

rigeren Durchschnitt aus den Jahren 2018 bis 2020 zugrundelege und fortschreibe. 

So beruhe die Bedarfsberechnung zulasten der Kommunen nicht auf dem Finanzbe-

darf des Jahres 2020, sondern auf einem gegenüber der nach Art. 88 Abs. 1 LVerf 

gebotenen Finanzausstattung zu niedrigen Betrag.  

Die Berechnung der Auftragskostenpauschale in § 4 Abs. 1 FAG LSA für die Wahr-

nehmung der Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises beruhe ebenfalls auf ei-

nem Durchschnitt verschiedener Jahre und begegne deshalb den gleichen Beden-

ken. Erschwerend komme hinzu, dass der Gesetzgeber hierfür nur die Jahre 2018 

und 2019 berücksichtige, das Jahr 2020 aber außer Betracht lasse. Gründe für diese 

Abweichung seien weder genannt noch ersichtlich. Die Nichtberücksichtigung des 

Jahres 2020 entferne die Berechnung noch weiter von dem Zeitpunkt, ab dem die 

Neuregelung gelten soll. Das sei vom Pauschalierungs- und Typisierungsspielraum 

des Gesetzgebers nicht mehr gedeckt.  

Der Fehler in der Berechnung der Auftragskostenpauschale führe beim Beschwerde-

führer zu einer Unterfinanzierung in Höhe von 1.162.550 Euro im Jahr 2022 und in 

Höhe von 3.194.731 Euro im Jahr 2023.  

Einen weiteren Fehler sieht der Beschwerdeführer in der Berücksichtigung der prog-

nostizierten Einnahmen aus der Kreisumlage bei der Ermittlung des Finanzbedarfs 

der Landkreise. Diese neue Vorgehensweise füge sich nicht in die Systematik des 

Finanzausgleichs ein und sei daher keine verfassungskonforme Ermittlung des Fi-

nanzbedarfs zur angemessenen Aufgabenerfüllung durch die Landkreise. Die 

Kreisumlage sei ein Element des horizontalen Finanzausgleichs. Sie sei eine Fehl-

bedarfsabgabe. Daher dürfe nicht das Land die von ihm bereitzustellende Finanz-

ausgleichsmasse unter Abzug des Aufkommens aus der Kreisumlage bestimmen. 

Stattdessen hätten die Landkreise ihren fehlenden Finanzbedarf unter Berücksichti-

gung der Finanzmittel zu bestimmen, die das Land im Finanzausgleich zur Verfügung 

stellt. Gegen diese zwingende Systematik des Finanzausgleichs verstoße das Land, 

wenn es in seiner Berechnung des Finanzausgleichsbedarfs fortgeschriebene Ein-

nahmen aus der Kreisumlage als Abzugsposition ansetze. Die Prognose der 

Kreisumlageforderungen sei zudem angesichts der bekannten gerichtlichen Ausei-

nandersetzungen unvertretbar.  

Die Ermittlung der Finanzausgleichsmasse verstoße auch gegen das Gebot der in-

terkommunalen Gleichbehandlung, indem sie einen Betrag von 20 Mio. Euro als „Zu-

schlag [...] zur Einhaltung [des] Koalitionsvertrag[es] 2021 bis 2026“ als Zuschlag für 

die kreisfreien Städte und die Gemeinden einstelle, nicht aber für die Landkreise. 

Dem entspreche kein zusätzlicher Bedarf der kreisfreien Städte oder Gemeinden ge-

genüber den Landkreisen. Das gehe auch aus der Evaluation im Rahmen des Ent-
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wurfs eines Haushaltsbegleitgesetzes hervor, die eine Disparität des Finanzaus-

gleichs bezüglich der einzelnen Gruppen der kommunalen Familie festgestellt habe, 

nämlich bei den kreisangehörigen Gemeinden einen Überschuss von 20.016.554 

Euro, bei den kreisfreien Städten hingegen ein Defizit von 682.708 Euro und bei den 

Landkreisen ein Defizit von 14.311.879 Euro. Das lege es nahe, dass der Zuschlag 

für die kreisfreien Städte und die Gemeinden gegen das Gebot einer willkürfreien 

Aufteilung der Finanzausgleichsmasse zwischen kreisfreien Städten, kreisangehöri-

gen Gemeinden und Landkreisen verstoße.  

Die Verteilung der Schlüsselzuweisungen nach § 12 Abs. 1 FAG LSA sowie der übri-

gen Zuweisungen zwischen den kreisfreien Städten und kreisangehörigen Gemein-

den einerseits, den Landkreisen andererseits verstoße ebenfalls gegen das Gebot 

interkommunaler Gleichbehandlung. Sie sei nicht auf eine ausreichende Datengrund-

lage gestützt. Es sei dem Gesetzgeber bereits eine entsprechende „Unwucht“ be-

kannt gewesen. Trotzdem habe er es versäumt, die gebotene finanzwissenschaftli-

che Datengrundlage in Auftrag zu geben, und stattdessen die unzureichende Auftei-

lung fortgeschrieben.  

2. Der Beschwerdeführer beantragt  

 festzustellen, dass Art. 1 Nr. 2 Buchst. a), Nr. 4, Nrn. 6, 7, 8, 9, Nr. 10 

Buchst. a) und 11 Buchst. a) und d) des Gesetzes zur Änderung des Finanz-

ausgleichsgesetzes sowie des Gesetzes zur Änderung des Kommunalverfas-

sungsgesetzes und anderer kommunalrechtlicher Vorschriften (FAG-ÄndG) 

vom 4. April 2022 (GVBI. LSA S. 78 f.) gegen Art. 2 Abs. 3, Art. 87 Abs. 1, 

Art. 88 Abs. 1 und 2 der Landesverfassung verstoßen und nichtig sind. 

Hilfsweise beantragt der Beschwerdeführer  

 festzustellen, dass Art. 1 Nr. 2 Buchst. a), Nr. 4, Nrn. 6, 7, 8, 9, Nr. 10 

Buchst. a) und 11 Buchst. a) und d) des Gesetzes zur Änderung des Finanz-

ausgleichsgesetzes sowie des Gesetzes zur Änderung des Kommunalverfas-

sungsgesetzes und anderer kommunalrechtlicher Vorschriften (FAG-ÄndG) 

vom 4. April 2022 (GVBI. LSA S. 78 f.) mit Art. 2 Abs. 3, Art. 87 Abs. 1, Art. 88 

Abs. 1 und 2 der Landesverfassung unvereinbar sind. 

3. Das Landesverfassungsgericht hat gemäß § 16 Abs. 2, § 50 Abs. 1 und 4 i. V. m. 

§ 40 Abs. 1 des Gesetzes über das Landesverfassungsgericht – LVerfGG – vom 

23. August 1993 (GVBl. LSA S. 441), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Juni 

2024 (GVBl. LSA S. 155), dem Landtag und der Landesregierung Gelegenheit zur 

Stellungnahme gegeben.  

Der Landtag hat von einer Stellungnahme abgesehen.  

Die Landesregierung hat zur Verfassungsbeschwerde Stellung genommen. Sie hält 

sie für unzulässig, jedenfalls für unbegründet. Der Beschwerdeführer sei nicht in sei-

nen Rechten verletzt.  
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Der Beschwerdeführer sei nicht beschwerdebefugt. Er habe die Möglichkeit einer 

Rechtsverletzung der Selbstverwaltungsgarantie nicht hinreichend dargelegt und 

ausgeführt.  

Der tendenziell sinkende Hebesatz für die Kreisumlage deute auf einen finanziellen 

Spielraum hin, der einem Verstoß des Finanzausgleichs gegen die kommunale Fi-

nanzhoheit entgegenstehe. Die vom Beschwerdeführer genannten Gründe, welche 

einer Erhöhung der Kreisumlage zur Deckung seiner finanziellen Anforderungen ent-

gegenstünden, seien zu pauschal.  

Auch einen Verstoß gegen das Gebot der interkommunalen Gleichbehandlung könne 

der Beschwerdeführer nicht geltend machen. Die Nichtbeteiligung der Landkreise an 

dem für kreisfreie Städte und kreisangehörige Gemeinden angesetzten Betrag von 

20 Mio. Euro sei durch sachliche Gründe gerechtfertigt, weil er einen strukturellen 

Sonderbedarf der großen und größeren Städte berücksichtige, der bei den Landkrei-

sen keine Entsprechung habe.  

Die Verfassungsbeschwerde sei unbegründet, weil die angegriffenen Bestimmungen 

das Recht auf kommunale Selbstverwaltung weder in der kommunalen Finanzhoheit 

noch im Anspruch auf Gleichbehandlung verletzten.  

Den Landkreisen obliege im Unterschied zur Allzuständigkeit der Gemeinden eine 

Ergänzungs- und Ausgleichsfunktion für die überörtlichen Aufgaben und die Aufga-

ben, die die kreisangehörigen Gemeinden überfordern. Zur Finanzhoheit des Land-

kreises trete die Ausgleichsfunktion flankierend hinzu. Daraus folge die Befugnis zur 

Erhebung der Kreisumlage. Der Landkreis habe einen Gestaltungsspielraum hin-

sichtlich seiner freiwilligen Aufgaben, der Intensität ihrer Wahrnehmung und der 

Festsetzung des konkreten Umlagesatzes. Die Ausgestaltung des Finanzausgleichs 

schränke die Finanzhoheit nicht verfassungswidrig ein. Die Aufgaben der Landkreise 

würden hinreichend finanziert.  

Die angegriffenen Bestimmungen des FAG-ÄndG seien auch mit der Pflicht zur 

Gleichbehandlung der drei kommunalen Gruppen vereinbar. Diese verlange keine 

identische Behandlung aller kommunalen Körperschaften, weder als Gruppe noch 

innerhalb dieser Gruppen. Differenzierungen aus vernünftigen Gründen bewegten 

sich innerhalb des weiten Gestaltungsspielraums des Finanzausgleichs-

Gesetzgebers und seien hinzunehmen.  

Die Neuausrichtung des FAG LSA durch das FAG-ÄndG sei mit Hilfe einer Evaluie-

rung des FAG LSA vorgenommen worden, welche durch wissenschaftliche Äußerun-

gen und durch Berichte des Landesrechnungshofs begleitet worden seien. Die Er-

kenntnisse seien in das FAG-ÄndG eingeflossen.  

Der kommunale Finanzausgleich unterliege im Rahmen der Landesverfassung der 

bis zur Willkürgrenze freien Gestaltung des Landesgesetzgebers. Das Finanzie-

rungssystem des Landes umfasse die Finanzierung der gesamten Staatsaufgaben 

sowohl des Landes wie auch seiner Kommunen. Innerhalb der Landesaufgaben ha-
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be jeder Aufgabenbereich gleichen Rang bei der Bewältigung der gesamtstaatlichen 

Aufgaben. Der Anteil der Kommunen am gesamten Landeshaushalt sei mit einem 

knappen Drittel sehr hoch, dem Land müssten zwei Drittel für die Bewältigung seiner 

eigenen Aufgaben verbleiben. 

Die Bezugnahme der Gesetzesbegründung auf die Koalitionsvereinbarung der die 

Landesregierung tragenden Parteien beeinträchtige die Verfassungsmäßigkeit des 

Finanzausgleichs nicht. Sie bestätige den politischen Charakter der Entscheidung 

des Gesetzgebers bei der Ausgestaltung des Finanzausgleichs. Die Koalitionsver-

einbarung sei ein verfassungsrechtlich unbedenkliches Instrument. Fasse man die 

Koalitionsvereinbarung zum kommunalen Finanzausgleich als System auf, bewirke 

die entsprechende Begründung im Gesetzentwurf der Landesregierung keine Bin-

dung des Gesetzgebers an ein solches System. In der Ausgestaltung, der Debatte 

und in der Verabschiedung des Gesetzes mache sich der Landtag das System selbst 

zueigen. Darüber dürfe sich die verfassungsgerichtliche Prüfung nicht hinwegsetzen. 

Deren Kriterien seien allein die offensichtliche Fehlerhaftigkeit, die eindeutige Wider-

legbarkeit oder der Widerspruch gegen die verfassungsrechtliche Wertordnung. An 

solchen Fehlern leide das FAG-ÄndG nicht.  

Der Evaluationsbericht enthalte unter anderem eine Formel zur Berechnung der Fi-

nanzausgleichsmasse für die Jahre 2018 bis 2021, die Fortschreibung des kon-

sumtiven Finanzbedarfs mit einem jährlichen Prozentsatz von 3,2 %, die Berechnung 

der Teilmassen und eine aufgabenbezogene Berechnung des kommunalen Bedarfs 

nach Aufgabenlisten und Aufgabengruppen. Sie seien ein Kompromiss zwischen ei-

ner zu groben, plakativen und weitmaschigen Aufgabenumschreibung und einem zu 

feinmaschigen und engen Aufgabenzuschnitt. Eine detailliertere Aufschlüsselung 

käme einer lückenlosen Kontrolle sehr nahe, die zulasten der kommunalen Autono-

mie bei der Bewältigung der Aufgaben ginge.  

Es könne nicht festgestellt werden, dass der Landesgesetzgeber beim FAG-ÄndG 

nicht sachgerecht, nicht vertretbar, offensichtlich fehlerhaft oder im Widerspruch zu 

den Werten der Verfassung vorgegangen sei.  

Den Einwänden des Beschwerdeführers gegen die Bedarfsberechnung durch Fort-

schreibung des Durchschnittsbedarfs über die Jahre 2018 bis 2020 entgegnet die 

Landesregierung, dass die Wahl zwischen einer linearen Fortschreibung der Be-

darfszahlungen und einer Durchschnittsberechnung anhand des Preissteigerungsin-

dexes im Ermessen des Gesetzgebers liege. Der Preisindex sei einer von mehreren 

denkbaren Parametern. Er bilde das gesamte Spektrum der Ausgaben für kommuna-

le Aufgaben zuverlässig ab. Seine Heranziehung sei weder willkürlich noch irrational.  

Den Einwänden des Beschwerdeführers gegen die Bemessung der Auftragskosten-

pauschale nach Art. 1 Nr. 4 FAG-ÄndG hält die Landesregierung entgegen, dass sie 

unter Fortentwicklung eines detaillierten Berechnungsschemas berechnet worden 

sei. Danach werde die Auftragskostenpauschale in drei näher beschriebenen Stufen 

unabhängig von der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Landes und unabhängig 
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von der Steuer- und Umlagekraft der Kommunen berechnet. Der Bedarf ergebe sich 

aus dem kommunalen konsumtiven Finanzbedarf abzüglich der bereits geleisteten 

Nettotransferleistungen des Landes für die jeweiligen Aufgaben. Die Pauschale wer-

de für jede kommunale Gruppe selbständig ermittelt. Die Berechnungen seien mit 

den kommunalen Spitzenverbänden abgestimmt worden. Eine nicht sachgerechte, 

unvertretbare, mit Fehlern behaftete Berechnung der Auftragskostenpauschale sei in 

der dargestellten Methode nicht zu erkennen. Sie widerspreche auch nicht verfas-

sungsrechtlichen Wertungen.  

Die Kennzeichnung der Kreisumlage als Fehlbetragsausgleich hält auch die Landes-

regierung für zutreffend. Da jedoch die Höhe des Fehlbetrags seiner Natur nach erst 

ex post endgültig bezifferbar sei und der Finanzausgleichs-Gesetzgeber eine Ent-

scheidung über die gesamte Ausgleichsmasse ex ante zu treffen habe, sei es ihm 

nicht verwehrt, einen fiktiven, auf Erfahrungssätzen beruhenden Umlagesatz vorweg 

von dieser Masse abzuziehen. Dieses Vorgehen unterfalle seiner Entscheidungsfrei-

heit über die Ausgestaltung des Finanzausgleichssystems und sei nicht willkürlich, 

sondern beruhe auf rationalen Erwägungen.  

Einen verfassungsrechtlichen Bestandsschutz für einmal gewährte Zuweisungen ge-

be es nicht. Das gelte auch für den Fall, dass eine Umlage auf die Finanzausgleichs-

summe angerechnet wird. Denn Art. 88 Abs. 1 LVerf gewähre den Gemeinden kei-

nen unmittelbaren Anspruch auf einen bestimmten Anteil der eigenen oder vom Bund 

zugewiesenen Landesmittel, sondern lege nur fest, dass sie insgesamt über Finanz-

mittel verfügen können, die es ihnen ermöglichen, ihre Aufgaben angemessen zu 

erfüllen. Die freie Gestaltungsmöglichkeit des Gesetzgebers beim Finanzausgleich 

schließe nicht nur einen materiellen Bestandsschutz einer bestimmten Mindesthöhe 

der Landeszuweisung aus der Ausgleichsmasse aus, sondern ebenso einen metho-

dischen Bestandsschutz.  

Die Umstellung des Abzugs der Umlageneinzahlungen bei den Landkreisen und 

Verbandsgemeinden habe keine Auswirkungen auf die Berechnung der Finanzaus-

gleichsmasse insgesamt. Grund für das neue Verfahren sei es, dass es eine sachge-

rechtere und nachvollziehbarere Berechnung der Auftragskostenpauschale ermögli-

che.  

Den Einwänden des Beschwerdeführers gegen die Verteilung der Finanzaus-

gleichsmasse zwischen Gemeinden und Landkreisen entgegnet die Landesregierung 

mit einer Darstellung der Regelungen über die Schlüsselzuweisungen. Es stehe im 

Ermessen des Gesetzgebers, einen zeitlich begrenzten, bezifferten Zuschlag zu ge-

währen. Das sei eine politische Entscheidung zur Entlastung für eine vorübergehen-

de besondere Lage der Gemeinden. Dafür ergebe sich aus der Landesverfassung 

jenseits der Pflicht, die Finanzmittel zur angemessenen Aufgabenerfüllung zu gewäh-

ren (Art. 88 Abs. 1 LVerf), keine Beschränkung. Eine Zusatzverteilung von 20 Mio. 

Euro könne das Gesamtsystem bei einem Volumen von ca. 1,845 Mrd. Euro (2023) 

nicht zu einer „Unwucht“ deformieren. Die Gestaltungsfreiheit des Landes beim Fi-
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nanzausgleich umfasse die Möglichkeit, an „Stellschrauben“ zugunsten der einen 

oder anderen Gruppe zu drehen, sofern dies begründet und nicht willkürlich sei.  

Dem Vorwurf, das Land habe es versäumt, die gebotene finanzwissenschaftliche 

Datengrundlage rechtzeitig in Auftrag zu geben, entgegnet die Landesregierung, 

dass der Landesgesetzgeber durch den umfangreichen Evaluierungsbericht der 

Landesregierung, die Prüfung des Landesrechnungshofs und die Bestellung eines 

finanzwissenschaftlichen Gutachtens seiner Beobachtungs- und Nachbesserungs-

pflicht hinreichend nachgekommen sei. Eine rechtliche Pflicht zur Einholung eines 

externen Gutachtens bestehe nicht. Umgekehrt verbiete es die Verfassung, die Ent-

scheidung auszulagern. Ein Gutachten könne allenfalls ein zusätzliches Hilfsmittel 

sein, um die eigene Entscheidung vorzubereiten. Die Bemessung des Zeitraums da-

für unterliege dem Einschätzungsspielraum des Gesetzgebers. Der Evaluierungsauf-

trag sei in § 2 Abs. 3 FAG LSA gesetzlich verankert. Auf die fortzuschreibende Evalu-

ierungsaufgabe verweise der Evaluierungsbericht der Landesregierung sowie die 

Gesetzesbegründung zum FAG LSA 2022/2023.  

B .  

Die Verfassungsbeschwerde ist zulässig, aber im wesentlichen unbegründet.  

I .  

1. Gemäß Art. 75 Nr. 7 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt – LVerf – vom 

16. Juli 1992 (GVBl. LSA S. 600), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. März 2020 

(GVBl. LSA S. 64), § 2 Nr. 8, § 51 Abs. 1 LVerfGG entscheidet das Landesverfas-

sungsgericht über Verfassungsbeschwerden von Kommunen wegen Verletzung des 

Rechts auf Selbstverwaltung nach Art. 2 Abs. 3 und Art. 87 LVerf durch ein Landes-

gesetz.  

2. Der Beschwerdeführer ist als Landkreis „Kommune“ im Sinne des Art. 87 Abs. 1 

LVerf und damit antragsberechtigt.  

3. Die angegriffenen Vorschriften des Gesetzes zur Änderung des Finanzausgleichs-

gesetzes sowie des Gesetzes zur Änderung des Kommunalverfassungsgesetzes und 

anderer kommunalrechtlicher Vorschriften vom 4. April 2022 (GVBl. LSA S. 78) 

(FAG-ÄndG) und der damit geänderten § 2 Abs. 1, § 4 Abs. 1, § 7 Abs. 1, § 9 Abs. 1, 

§ 10 Abs. 1, § 11 Abs. 1, § 12 Abs. 1 S. 2, § 16 Abs. 1, Abs. 2 S. 1 des Finanzaus-

gleichsgesetzes (FAG LSA) sind als „Landesgesetz“ tauglicher Beschwerdegegen-

stand.  

4. Die Beschwerdefrist gemäß § 51 Abs. 2, § 48 Abs. 3 LVerfGG ist gewahrt. Sie be-

gann mit dem Inkrafttreten des FAG-ÄndG am Tag nach der Verkündung gemäß 

Art. 3 Abs. 1 FAG-ÄndG am 12. April 2022 ungeachtet des rückwirkenden Inkrafttre-

tens des Art. 1 FAG-ÄndG gemäß Art. 3 Abs. 2 FAG-ÄndG. Die Beschwerdeschrift 
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ist am 11. April 2023 innerhalb der Jahresfrist dem Landesverfassungsgericht zuge-

gangen. 

5. Der Beschwerdeführer ist beschwerdebefugt. Er kann gemäß § 51 Abs. 1 LVerfGG 

geltend machen, durch die beschwerdegegenständlichen Vorschriften in seinem 

Recht auf Selbstverwaltung nach Art. 2 Abs. 3 und Art. 87 LVerf verletzt zu sein.  

a. Das Selbstverwaltungsrecht der Kommunen aus Art. 2 Abs. 3, Art. 87 Abs. 1 LVerf 

erstreckt sich auch auf die finanziellen Voraussetzungen für die selbständige Verwal-

tung ihrer Angelegenheiten. Hierzu verpflichtet neben der besonderen Regelung in 

Art. 87 Abs. 3 LVerf über die Kosten neuer übertragener Aufgaben allgemein Art. 88 

LVerf das Land zum kommunalen Finanzausgleich: Nach Art. 88 Abs. 1 LVerf hat 

das Land dafür zu sorgen, „daß die Kommunen über Finanzmittel verfügen, die zur 

angemessenen Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich sind“. Dies geschieht im vertika-

len Finanzausgleich zwischen dem Landeshaushalt und der Gesamtheit der kommu-

nalen Haushalte. Nach Art. 88 Abs. 2 S. 1 LVerf hat das Land die „unterschiedliche 

Finanzkraft der Kommunen [...] auf Grund eines Gesetzes angemessen auszuglei-

chen“. Dies geschieht im horizontalen Finanzausgleich zwischen der Gesamtheit der 

Haushalte der Landkreise, der kreisangehörigen Gemeinden und der kreisfreien 

Städte sowie zwischen den Haushalten der einzelnen Kommunen untereinander. Die 

Gewährleistungen der Art. 2 Abs. 3, Art. 87 und Art. 88 LVerf schützen zusammen-

genommen die Finanzhoheit der Kommunen (LVerfG, Urt. v. 16. Februar 2010 – LVG 

9/08 –, Rn. 6; LVerfG, Urt. v. 9. Oktober 2012 – LVG 57/10 –, unter 2.1). Dabei ist 

Art. 88 LVerf eine „selbständige Ausformung der finanziellen Absicherung der Kom-

munen“ (LVerfG, Urt. v. 16. Februar 2010 – LVG 9/08 –, Rn. 6). Eine Verletzung der 

Pflicht aus Art. 88 Abs. 1, Abs. 2 S. 1 LVerf ist zugleich eine Verletzung des Selbst-

verwaltungsrechts der Kommunen aus Art. 2 Abs. 3, Art. 87 Abs. 1 LVerf. Eine Un-

terscheidung zwischen einem Anspruch auf „angemessene Finanzausstattung“ und 

einem Anspruch auf „finanzielle Mindestausstattung“ ist im Verfassungsrecht des 

Landes Sachsen-Anhalt nicht angelegt (LVerfG, Urt. v. 13. Juli 1999 – LVG 20/97 –, 

Rn. 147; vgl. zu den verfassungsnormativen und rechtsdogmatischen Voraussetzun-

gen einer solchen Unterscheidung Marc Petit, Der kommunale Mindestausstattungs-

anspruch im Verfassungsrecht von Bund und Ländern, 2020). Der Anspruch aus 

Art. 88 Abs. 1 LVerf ist mit dem Anspruch aus Art. 87 Abs. 1 LVerf identisch. 

b. Der Beschwerdeführer legt hinreichend dar, dass nach seiner Auffassung die an-

gegriffenen Regelungen über die Höhe der Finanzausgleichsmasse und ihrer Teil-

massen im vertikalen Finanzausgleich zwischen dem Land und den Kommunen den 

Anforderungen aus Art. 88 Abs. 1 LVerf nicht genügen. Seine Einwände gegen die 

beschwerdegegenständlichen Bestimmungen des FAG LSA in der Fassung des 

FAG-ÄndG richten sich gegen Verfahren, Begründung und Ergebnis der Entschei-

dung über die Höhe der Finanzausgleichsmasse. Sie ermöglichen eine verfassungs-

gerichtliche Überprüfung der beschwerdegegenständlichen Vorschriften. Dass sie 

eine Unvereinbarkeit der beschwerdegegenständlichen Vorschriften mit den Anforde-
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rungen aus Art. 88 Abs. 1 LVerf begründen, erscheint nicht von vornherein ausge-

schlossen.  

c. Der Beschwerdeführer legt auch hinreichend dar, dass die von ihm behauptete 

Verletzung des Art. 88 LVerf ihn selbst gegenwärtig und unmittelbar in seinem 

Selbstverwaltungsrecht betrifft.  

aa. Die beschwerdegegenständlichen Vorschriften betreffen den Beschwerdeführer 

nach der Änderung durch Artikel 4 des Haushaltsbegleitgesetzes 2023 vom 3. April 

2023 nur noch insoweit, als sie den Finanzausgleich für 2022 bestimmen. Mit der 

Änderung hat der Gesetzgeber den Finanzausgleich für 2023 nachgeführt. Für 2023 

entfalten die beschwerdegegenständlichen Vorschriften seither keine Wirkung mehr. 

Insoweit sind sie ihrerseits gegenstandslos geworden. Ihre Wirkung beschränkt sich 

seither auf den Finanzausgleich für 2022. 

bb. Die vorgelegten Berechnungen zur Unterdeckung seines Finanzbedarfs in den 

Jahren, für die die angegriffenen Vorschriften den Finanzausgleich regeln, zeigen 

einen Kausalzusammenhang mit den behaupteten methodischen Fehlern bei der 

Ermittlung des kommunalen Finanzbedarfs der Gruppe der Landkreise durch den 

Gesetzgeber auf. Er beschränkt sich nicht darauf darzulegen, dass er nicht zu einem 

Haushaltsausgleich in der Lage sei, wenn nicht das Land die Finanzausgleichsmas-

se für alle Kommunen so weit erhöhe, bis die daraus auf ihn entfallenden Zuweisun-

gen sein Defizit deckten (vgl. zur Ungeeignetheit eines solchen Vorbringens LVerfG, 

Urt. v. 21. Januar 2025 – LVG 05/23 –, Rn. 98–100; SächsVerfGH, Beschl. v. 

25. April 2024 – Vf. 19-VIII-22 –, unter B 3 b aa). Vielmehr zeigt er zumindest auf, 

dass die Unterdeckung seines Finanzbedarfs für bestimmte Aufgaben auf bestimmte 

Fehler des Gesetzgebers bei der Fortschreibung der Berechnungsgrundlagen zum 

kommunalen Finanzbedarf für diese Aufgaben insbesondere ausgehend von preis-

bereinigten Durchschnittswerten aus den Jahren 2018 bis 2020 und bei der bedarfs-

mindernden Berücksichtigung der Kreisumlage zurückzuführen sei. Auch der be-

hauptete Verstoß gegen das Gebot der interkommunalen Gleichbehandlung durch 

einen Zuschlag, den der Gesetzgeber aus der Finanzausgleichsmasse allein auf die 

kreisfreien Städte und die Gemeinden verteilt, betrifft den Beschwerdeführer selbst, 

gegenwärtig und unmittelbar. Schließlich setzt sich der Beschwerdeführer auch 

gründlich genug mit anderen Möglichkeiten zur Erhöhung der eigenen Einnahmen 

auseinander.  

d. Der mit der Verfassungsbeschwerde gestellte Antrag ist seinem Sinn nach auf die 

Feststellung der Unvereinbarkeit der angegriffenen Vorschriften des FAG-ÄndG mit 

Art. 2 Abs. 3, Art. 87 Abs. 1, Art. 88 Abs. 1 und 2 LVerf gemäß § 51 Abs. 2 i. V. m. 

§ 41 S. 1 Var. 1 LVerfGG gerichtet. Der an erster Stelle gestellte Antrag festzustellen, 

dass die genannten Vorschriften gegen Art. 2 Abs. 3, Art. 87 Abs. 1, Art. 88 Abs. 1 

und 2 LVerf „verstoßen“, ist eine sinngleiche Formulierung. Der „hilfsweise“ gestellte 

Antrag festzustellen, dass die genannten Vorschriften mit Art. 2 Abs. 3, Art. 87 

Abs. 1, Art. 88 Abs. 1 und 2 LVerf „unvereinbar sind“, fügt dem lediglich eine Wieder-
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holung desselben Antrags mit den Worten des § 41 S. 1 Var. 1 LVerfGG hinzu. Er ist 

schon deswegen hinfällig.  

Soweit der an erster Stelle gestellte Antrag darüber hinaus auf die Feststellung ge-

richtet ist, dass die angegriffenen Vorschriften „nichtig sind“, nimmt er nur den in § 41 

S. 1 Var. 2 LVerfGG für den Fall ihrer Unvereinbarkeit mit der Landesverfassung vor-

gesehenen alternativen Rechtsfolgenausspruch auf, erweitert aber nicht das mit der 

Verfassungsbeschwerde nach § 51 Abs. 1 LVerfGG verfolgte, mit der Behauptung 

der beschwerdeführenden Kommune, „durch ein Landesgesetz in ihrem Recht auf 

Selbstverwaltung nach Artikel 2 Abs. 3 und Artikel 87 der Verfassung des Landes 

Sachsen-Anhalt verletzt zu sein“, vollständig beschriebene Begehren. Mit einem an-

derenfalls gesondert auf Feststellung der Nichtigkeit gerichteten Begehren wäre die 

vorliegende Verfassungsbeschwerde insoweit als unzulässig zu verwerfen, weil die-

ses Begehren von der Beschwerdebefugnis nicht getragen wäre. Denn würden die 

Änderungsvorschriften für nichtig erklärt, bliebe als Rechtsgrundlage des Finanzaus-

gleichs für die Jahre 2022 und 2023 nur die unbestimmte Vorschrift des § 1 FAG 

LSA. Damit blieben die Ansprüche des Beschwerdeführers aus dem Finanzaus-

gleichsgesetz hinter denen zurück, die sich aus den für nichtig erklärten Vorschriften 

ergeben. Das liefe dem für die Beschwerdebefugnis geltend gemachten Interesse 

des Beschwerdeführers an höheren Zuweisungen zuwider. Aber eine solche Stufung 

des mit der kommunalen Verfassungsbeschwerde nach § 51 Abs. 1 LVerfGG verfolg-

ten Begehrens ist in § 41 S. 1 LVerfGG nicht vorgegeben. Das Begehren einer kom-

munalen Verfassungsbeschwerde ist mit der Feststellung einer Verletzung des 

Rechts auf kommunale Selbstverwaltung aus Art. 2 Abs. 3 und Art. 87 LVerf einheit-

lich und vollständig erfasst. § 41 S. 1 LVerfGG regelt nur den Ausspruch über die 

Rechtsfolgen einer solchen Feststellung. Das zeigt auch die deutlichere, da nach der 

Rechtsnatur des Beschwerdegegenstands differenzierende Systematik in § 50c 

Abs. 1 S. 2, Abs. 2 und 3 LVerfGG. Eine Formulierung des Antrags, die solche Diffe-

renzierungen jenseits des Beschwerdebegehrens aufnimmt, ist unschädlich (vgl. all-

gemein dazu, dass die Entscheidung über eine Verfassungsbeschwerde nicht an 

einen bestimmten Antrag gebunden ist, Wolfram Nettersheim, in: BVerfGG. Mitarbei-

terkommentar zum Bundesverfassungsgerichtsgesetz, hg. von Tristan Barczak, 

2018, § 95, Rn. 6).  

I I .  

Die Verfassungsbeschwerde ist im Wesentlichen unbegründet. Art. 1 Nr. 2 Buchst. a, 

Nr. 4, Nrn. 6, 7, 8, 9, Nr. 10 Buchst. a und 11 Buchst. a und d des Gesetzes zur Än-

derung des Finanzausgleichsgesetzes sowie des Gesetzes zur Änderung des Kom-

munalverfassungsgesetzes und anderer kommunalrechtlicher Vorschriften (FAG-

ÄndG) vom 4. April 2022 (GVBI. LSA S. 78) sind mit Art. 2 Abs. 3, Art. 87 Abs. 1, 

Art. 88 Abs. 1 LVerf nur insoweit unvereinbar, als die den darin festgesetzten Beträ-

gen zugrundeliegende Berechnung der Finanzausgleichsmasse in der Fortschrei-
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bung der Personalauszahlungen bei den Landkreisen hinter einer folgerichtigen Er-

mittlung der Ausgangswerte vergleichsweise geringfügig zurückbleibt. Nur insoweit 

ist demnach das Selbstverwaltungsrecht des Beschwerdeführers aus Art. 2 Abs. 3, 

Art. 87 Abs. 1 LVerf verletzt. Im übrigen sind die angegriffenen Vorschriften mit der 

Landesverfassung vereinbar und verletzen das Selbstverwaltungsrecht des Be-

schwerdeführers nicht.  

1. Das Selbstverwaltungsrecht der Kommunen aus Art. 2 Abs. 3, Art. 87 Abs. 1 LVerf 

in seiner Ausgestaltung durch Art. 88 Abs. 1 LVerf (s. o. I. 5. a.) gibt den Kommunen 

gegen das Land einen „Anspruch auf eine finanzielle Mindestausstattung“ (LVerfG, 

Urt. v. 9. Oktober 2012 – LVG 57/10 –, unter 2.1; Michael Bach, Der kommunale Fi-

nanzausgleich als Existenzsicherung der Selbstverwaltungsgarantie, 2019; Clara 

Nettesheim, Der gemeindliche Finanzausstattungsanspruch als Maßstab für den 

kommunalen Finanzausgleich, 2024; Marc Petit, Der kommunale Mindestausstat-

tungsanspruch im Verfassungsrecht von Bund und Ländern, 2020). Ein bestimmtes 

Maß für die Mindestausstattung ist damit nicht geregelt (LVerfG, Urt. v. 9. Oktober 

2012 – LVG 57/10 –, unter 2.1 m. w. N.). Die verfassungsrechtlichen Anforderungen, 

soweit sie für die vorliegende Verfassungsbeschwerde von Belang sind, lassen sich 

in Anlehnung an die Rechtsprechung des Landesverfassungsgerichts Sachsen-

Anhalt zu Art. 88 Abs. 1 LVerf sowie die landesverfassungsgerichtliche Rechtspre-

chung zu den entsprechenden Bestimmungen der Verfassungen der anderen Bun-

desländer wie folgt zusammenfassen: 

a. Der Umfang der Finanzmittel, für die das Land nach Art. 88 Abs. 1 LVerf sorgen 

muss, ist nach dem Bedarf für die Erfüllung der kommunalen Aufgaben zu bestim-

men (LVerfG, Urt. v. 9. Oktober 2012 – LVG 57/10 –, unter 2.1).  

b. Der Anspruch der Kommunen gegen das Land auf eine finanzielle Mindestausstat-

tung nach dem Bedarf für die angemessene Erfüllung ihrer Aufgaben steht unter ei-

nem Vorbehalt der Leistungsfähigkeit des Landeshaushalts (LVerfG, Urt. v. 

9. Oktober 2012 – LVG 57/10 –, unter 2.1; LVerfG, Urt. v. 13. Juli 1999 – LVG 

20/97 –, Rn. 149–155; ebenso VerfGH Rheinland-Pfalz, Urt. v. 16. Dezember 2020 – 

VGH N 12/19, VGH N 14/19, VGH N 13/19 –, Rn. 59 f.; VerfGH NRW, Urt. v. 19. Juli 

2011 – 32/08 –, unter B II 2 a; anders aufgrund einer Unterscheidung zwischen 

„Kern“- und „Randbereich“ der kommunalen Finanzausstattung ThürVerfGH, Urt. v. 

21. Juni 2005 – VerfGH 28/03 –, unter C I 5 a bb; VerfG Brandenburg, Urt. v. 

22. November 2007 – 75/05 –, unter B I 2 a; StGH Hessen, Urt. v. 21. Mai 2013 – 

P. St. 2361 –, unter B II 1). Falls der Bedarf für die kommunalen Aufgaben die Leis-

tungsfähigkeit des Landeshaushalts übersteigt, haben weder die Aufgaben der 

Kommunen noch die Aufgaben des Landes einen Vorrang vor den anderen. Viel-

mehr ist der Landesgesetzgeber verpflichtet, die Aufgaben der Kommunen und des 

Landes als gleichwertig zu behandeln.  

c. Für die Bemessung und Deckung des kommunalen Finanzbedarfs steht dem Ge-

setzgeber eine weite Einschätzungs- und Gestaltungsprärogative zu (vgl. VerfGH 
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NRW, Urt. v. 19. Juli 2011 – 32/08 –, unter B II 2 d; VerfGH Rheinland-Pfalz, Urt. v. 

16. Dezember 2020 – VGH N 12/19, VGH N 14/19, VGH N 13/19 –, Ls. 2, Rn. 62; 

ThürVerfGH, Urt. v. 2. November 2011 – VerfGH 13/10 –, unter C II 1 b aa (1); vgl. 

zur Vielfalt der Ansätze Matthias Wohltmann, Der kommunale Finanzausgleich 

2023/2024 unter besonderer Berücksichtigung der Landkreise: Rechtliche Grundla-

gen, in: Der Landkreis 2024, S. 529–562). Das Landesverfassungsgericht darf sich 

nicht an die Stelle des Gesetzgebers setzen und kann nicht an dessen Stelle politi-

sche Entscheidungen treffen. Es hat seine Entscheidungen allein daraufhin zu über-

prüfen, ob sie offensichtlich fehlerhaft und eindeutig widerlegbar sind oder verfas-

sungsrechtlichen Wertungen widersprechen (LVerfG, Urt. v. 9. Oktober 2012 – LVG 

57/10 –, unter 2.1). Dabei sind die zur Ermittlung des künftigen kommunalen Finanz-

bedarfs erforderlichen Annahmen und Prognosen des Gesetzgebers nicht schon 

dann fehlerhaft, wenn die tatsächliche Entwicklung des Finanzbedarfs später davon 

abweicht. Auch sie sind nur zu beanstanden, wenn sie im Ansatz oder in der Metho-

de offensichtlich fehlerhaft oder eindeutig widerlegbar sind (VerfGH NRW, Urt. v. 

19. Juli 2011 – 32/08 –, unter B II 2 d).  

d. Spezifische Vorgaben für das Gesetzgebungsverfahren zur Regelung des Finanz-

ausgleichs macht die Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt nicht (LVerfG, Urt. v. 

9. Oktober 2012 – LVG 57/10 –, unter 2.1; Urt. v. 13. Juni 2006 – LVG 7/05 –, 

Rn. 53; LVerfG, Urt. v. 13. Juni 2006 – LVG 21/05 –, Rn. 61; ebenso für das Verfas-

sungsrecht der Kommunalfinanzen überhaupt Dietrich Roßmüller, Schutz der kom-

munalen Finanzausstattung durch Verfahren. Verfassungsrechtliche Anforderungen 

an das Gesetzgebungsverfahren zum kommunalen Finanzausgleich, 2009, S. 103–

187). Sie verlangt auch vom Finanzausgleichsgesetz selbst keine besonderen Ver-

fahrensregelungen zur Bestimmung der Berechnungsgrundlagen für den Finanzaus-

gleich (LVerfG, Urt. v. 13. Juli 1999 – LVG 20/97 –, Rn. 166 mit ausführlicher Ausein-

andersetzung mit Gegenauffassungen Rn. 167–179).  

e. Der Gesetzgeber ist grundsätzlich auch nicht verpflichtet, die Gründe für seine 

Entscheidungen im einzelnen darzulegen (LVerfG, Urt. v. 9. Oktober 2012 – LVG 

57/10 –, unter 2.1; vgl. VerfGH NRW, Urt. v. 19. Juli 2011 – 32/08 –, unter B II 2 d; 

allgemein Roßmüller, a. a. O., S. 120–122, 128–131). Gegenstand der verfassungs-

gerichtlichen Prüfung am Maßstab der Landesverfassung sind nicht die in der ge-

setzgeberischen Willensbildung wirksamen Motive und Überlegungen, sondern deren 

Ergebnis, daher nicht die Begründung eines Gesetzes, sondern nur das Gesetz 

selbst.  

Allerdings kann die verfassungsgerichtliche Prüfung die weite Entscheidungspräroga-

tive des Gesetzgebers nur dann an den materiellen Anforderungen aus Art. 88 

Abs. 1 LVerf messen und zugleich wahren, wenn sie selbst ein Bild vom kommuna-

len Finanzbedarf im Sinne des Art. 88 Abs. 1 LVerf gewinnt, ohne der Methode des 

Gesetzgebers zu seiner Ermittlung eine eigene Methode gegenüberzustellen. Die 

verfassungsgerichtliche Überprüfung kann deshalb nur im Nachvollzug der vom Ge-

setzgeber gewählten Methode geleistet werden. Das gleiche gilt für die Erfüllung der 
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verfassungsprozessualen Anforderungen an die Begründung kommunaler Verfas-

sungsbeschwerden, die eine Verletzung der Rechte aus Art. 88 Abs. 1 LVerf geltend 

machen (s. o. I. 5. b.). Dazu bedarf es zwar keiner gesonderten „prozeduralen Absi-

cherung der kommunalen Finanzausstattung“ (vgl. VerfGH Rheinland-Pfalz, Urt. v. 

16. Dezember 2020 – VGH N 12/19, VGH N 14/19, VGH N 13/19 –, Rn. 74, 77, 110) 

im Sinne eines eigenständig anzulegenden Prüfungsmaßstabs, aber einer Offenle-

gung der Erwägungen, die der Gesetzgeber der Erfüllung seiner Pflicht aus Art. 88 

Abs. 1 LVerf zugrundelegt. Diese Voraussetzungen lassen sich abkürzend in „Doku-

mentations- und Begründungspflichten“ (vgl. LVerfG Schleswig-Holstein, Urt. v. 

17. Februar 2023 – LVerfG 5/21 –, Rn. 94) oder in entsprechenden Obliegenheiten 

des Finanzausgleichsgesetzgebers fassen. Inwieweit es dabei auf Form und Zeit-

punkt der Dokumentation ankommt (vgl. StGH Hessen, Urt. v. 21. Mai 2013 – P. St. 

2361 –, unter B II 2 a bb aaa; VerfGH Rheinland-Pfalz, Urt. v. 16. Dezember 2020 – 

VGH N 12/19, VGH N 14/19, VGH N 13/19 –, Rn. 83, 110 f. m. w. N.; LVerfG 

Schleswig-Holstein, Urt. v. 17. Februar 2023 – LVerfG 5/21 –, Rn. 128), richtet sich 

allein nach ihrer Funktion für den Nachvollzug und die Überprüfung der gesetzgebe-

rischen Entscheidung durch das Landesverfassungsgericht.  

f. Das in Art. 88 Abs. 1 LVerf verfassungsrechtlich vorgegebene Maß, an dem der 

Gesetzgeber die Ausübung seiner Entscheidungsprärogative bei der Regelung des 

Finanzausgleichs ausrichten muss, ergibt sich aus den Aufgaben der Kommunen 

(LVerfG, Urt. v. 9. Oktober 2012 – LVG 57/10 –, unter 2.1; vgl. VerfGH Rheinland-

Pfalz, Urt. v. 16. Dezember 2020 – VGH N 12/19, VGH N 14/19, VGH N 13/19 –, 

Ls. 2, Rn. 64).  

aa. Bei der Erfassung der kommunalen Aufgaben muss der Gesetzgeber sowohl die 

den Kommunen gemäß Art. 87 Abs. 3 LVerf durch Gesetz als Pflichtaufgaben zur 

Erfüllung in eigener Verantwortung zugewiesenen oder zur Erfüllung nach Weisung 

übertragenen als auch die von den Kommunen vermöge ihrer Aufgabenautonomie 

gemäß Art. 87 Abs. 2 LVerf wahrgenommenen, nicht abschließend festzulegenden 

freiwilligen Aufgaben berücksichtigen (LVerfG, Urt. v. 9. Oktober 2012 – LVG 57/10 –

, unter 2.1 m. w. N.).  

bb. Bei der Bemessung der Finanzmittel, die zur angemessenen Erfüllung dieser 

Aufgaben „erforderlich“ im Sinne des Art. 88 Abs. 1 LVerf sind, hat der Gesetzgeber 

„eine typisierende Bedarfsanalyse vorzunehmen“ (LVerfG, Urt. v. 9. Oktober 2012 – 

LVG 57/10 –, unter 2.1 m. w. N.). Hierfür schreibt die Landesverfassung kein be-

stimmtes finanzwissenschaftliches Erhebungs- und Berechnungsmodell vor (vgl. Ver-

fGH Rheinland-Pfalz, Urt. v. 16. Dezember 2020 – VGH N 12/19, VGH N 14/19, VGH 

N 13/19 –, Ls. 3. b), Rn. 80).  

cc. Da Art. 88 Abs. 1 LVerf die Pflicht des Landes auf die Finanzmittel begrenzt, die 

für eine „angemessene“ Aufgabenerfüllung „erforderlich“ sind, ist der Finanzbedarf 

nicht mit den tatsächlich von den Kommunen geleisteten Ausgaben gleichzusetzen; 

der Gesetzgeber darf eine sparsame und wirtschaftliche Aufgabenerfüllung durch 
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eine typische Kommune unterstellen (LVerfG, Urt. v. 9. Oktober 2012 – LVG 57/10 –, 

unter 2.1).  

dd. Es steht dem Gesetzgeber aber frei, den Bedarf anhand einer Auswertung der 

tatsächlich von den Kommunen geleisteten Ausgaben zu ermitteln, soweit sie auf die 

für die angemessene Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Finanzmittel schließen 

lassen (vgl. LVerfG Schleswig-Holstein, Urt. v. 27. Januar 2017 – LVerfG 4/15 –, 

Rn. 190; Urt. v. 17. Februar 2023 – LVerfG 5/21 –, Rn. 132; außerdem StGH Hes-

sen, Urt. v. 21. Mai 2013 – P. St. 2361 –, unter B II 2 a bb bbb (1) (f); Urt. v. 

16. Januar 2019 – P.St. 2606 u. a. – unter B II 2 c; VerfGH Rheinland-Pfalz, Urt. v. 

16. Dezember 2020 – VGH N 12/19, VGH N 14/19, VGH N 13/19 –, Rn. 109). Wählt 

er diese Methode, muss sich der Gesetzgeber der Aussagekraft der Ausgabenstatis-

tik für den Bedarf vergewissern und erforderlichenfalls Lücken in der Erfassung des 

Bedarfs auf andere Weise schließen (LVerfG Schleswig-Holstein, Urt. v. 27. Januar 

2017 – LVerfG 4/15 –, Rn. 192–199; Urt. v. 17. Februar 2023 – LVerfG 5/21 –, 

Rn. 132).  

g. Für die „erforderlichen“ Finanzmittel gemäß Art. 88 Abs. 1 LVerf kann das Land 

nicht nur durch Finanzzuweisungen aus dem Landeshaushalt sorgen, sondern auch 

durch die Eröffnung eigener Einnahmequellen für die Kommunen. Finanzzuweisun-

gen sind nicht erforderlich, soweit die Kommunen eigene Einnahmen erzielen oder 

erzielen können; der Landesgesetzgeber darf unterstellen, dass die Kommunen ihre 

Möglichkeiten ausschöpfen (LVerfG, Urt. v. 9. Oktober 2012 – LVG 57/10 –, unter 2.1 

m. w. N.; LVerfG, Urt. v. 13. Juli 1999 – LVG 20/97 –, Rn. 157; vgl. ThürVerfGH, Urt. 

v. 2. November 2011 – VerfGH 13/10 –, unter C II 2 a).  

h. Für die Angemessenheit der Finanzausstattung kommt es nicht auf die Verhältnis-

se einzelner Kommunen an, sondern auf die Verhältnisse der Kommunen ihrer Ebe-

ne insgesamt (LVerfG, Urt. v. 9. Oktober 2012 – LVG 57/10 –, unter 2.1; LVerfG, Urt. 

v. 13. Juli 1999 – LVG 20/97 –, Rn. 165). Sie können generalisierend anhand der 

durchschnittlichen Verhältnisse bestimmt werden (LVerfG, Urt. v. 9. Oktober 2012 – 

LVG 57/10 –, unter 2.2.1.1; vgl. VerfGH NRW, Urt. v. 19. Juli 2011 – 32/08 –, unter 

B II 2 e).  

i. Die Möglichkeit des Gesetzgebers, bei der Bemessung einer bedarfsgerechten Fi-

nanzausstattung zwischen verschiedenen Gruppen von Kommunen zu differenzie-

ren, wird durch das „Gebot interkommunaler Gleichbehandlung“ begrenzt (vgl. Ver-

fGH NRW, Urt. v. 19. Juli 2011 – 32/08 –, unter B II 2 b; VerfGH Rheinland-Pfalz, Urt. 

v. 16. Dezember 2020 – VGH N 12/19, VGH N 14/19, VGH N 13/19 –, Rn. 69; Chris-

tian Klicki, Das Gebot der interkommunalen Gleichbehandlung, 2019). Danach darf 

der Gesetzgeber einzelne Kommunen oder kommunale Gruppen nicht willkürlich o-

der sachwidrig benachteiligen oder bevorzugen. Damit sind Differenzierungen ver-

einbar, wenn sie einem vertretbaren sachlichen Grund folgen (LVerfG Schleswig-

Holstein, Urt. v. 17. Februar 2023 – LVerfG 5/21 –, Rn. 103, mit Verweis auf LVerfG 

Schleswig-Holstein, Urt. v. 27. Januar 2017 – LVerfG 4/15 –, Rn. 119 m. w. N.).  
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j. Es ist zulässig, Berechnungen über einen Mehrjahreszeitraum zu mitteln, um Spit-

zen in den Werten für einzelne Jahre zu glätten (LVerfG, Urt. v. 13. Juni 2006 – LVG 

21/05 –, Rn. 72). 

k. Die Pflicht des Landes aus Art. 88 Abs. 1 LVerf, für die erforderlichen Finanzmittel 

zu sorgen, fordert vom Gesetzgeber, ihre Auskömmlichkeit fortdauernd zu beobach-

ten und ihre Bemessung erforderlichenfalls an einen veränderten kommunalen Fi-

nanzbedarf anzupassen. Er darf sich nicht darauf beschränken, die Bemessungs-

grundlagen nur in ihren Beträgen fortzuschreiben, ohne sich erneut ihrer sachlichen 

Eignung zu vergewissern (LVerfG Schleswig-Holstein, Urt. v. 17. Februar 2023 – 

LVerfG 5/21 –, Rn. 74, 146; ebenso VerfGH NRW, Urt. v. 19. Juli 2011 – 32/08 –, 

unter B II 2 d; VerfGH Rheinland-Pfalz, Urt. v. 16. Dezember 2020 – VGH N 12/19, 

VGH N 14/19, VGH N 13/19 –, Rn. 81 f. m. w. N.). Die Beobachtungspflicht fordert 

nicht, dass der Landesgesetzgeber in kurzen Abständen die gesamte Bedarfsanaly-

se wiederholt. Wenn nicht bestimmte Anlässe eine neue Erhebung erforderlich ma-

chen, etwa eine bedeutende Änderung der gesetzlichen Regelungen über aufwendi-

ge kommunale Aufgaben, lässt der Zeitablauf allein erst nach einigen Jahren die 

Aussagekraft einer fortgeschriebenen Kalkulation schwinden.  

2. Die mit der Verfassungsbeschwerde angegriffenen Regelungen halten im Hinblick 

auf die Gruppe der Landkreise, zu denen der Beschwerdeführer gehört, diesen An-

forderungen weitgehend stand. 

a. Der Gesetzgeber hat seine Überlegungen deutlich genug offengelegt, um die Aus-

übung seines Gestaltungsermessens einer verfassungsgerichtlichen Überprüfung 

zugänglich zu machen (vgl. o. 1. e.). Mit dem Beschluss über den von der Landesre-

gierung eingebrachten Gesetzentwurf hat sich der Landtag ausweislich des Bera-

tungsverlaufs auch die Begründung der Landesregierung zum Entwurf eines [...] Ge-

setzes zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes vom 8. Dezember 2021 (LT-

Drs. 8/463) zueigen gemacht. Darin wird im Allgemeinen Teil (LT-Drs. 8/463, S. 33–

54) die Neuberechnung der Finanzausgleichsmasse in den Zusammenhang der 

Grundlagen und der bisherigen Entwicklung des kommunalen Finanzausgleichs in 

Sachsen-Anhalt sowie der Finanzlage der Kommunen und des Landes gestellt. Im 

Besonderen Teil (LT-Drs. 8/463, S. 55–80) werden die Methode und die Ergebnisse 

der Berechnungen der Finanzausgleichsmasse und der Teilmassen im einzelnen 

dargestellt. Die Berechnungsgrundlagen erschließen sich mit allen Einzelwerten aus 

den Anlagen, auf die die Gesetzesbegründung im Besonderen Teil für die einzelnen 

Berechnungen verweist. Jedes Berechnungsergebnis lässt sich so auf konkrete Er-

hebungen, Bewertungen und Annahmen zurückführen und überprüfen.  

Dass die Gesetzesbegründung und die parlamentarischen Beratungen ver-

schiedentlich auf den Koalitionsvertrag zwischen den die Landesregierung tragenden 

politischen Parteien verweisen, steht nicht im Widerstreit mit den Berechnungen in 

der Gesetzesbegründung. Die Bezüge auf den Koalitionsvertrag stellen daher nicht 

in Frage, dass die hier angegriffenen Regelungen der in der Gesetzesbegründung 
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vorgestellten Berechnung folgen. Vielmehr ist die Übereinstimmung umgekehrt 

dadurch erklärbar, dass schon die politischen Absprachen im Koalitionsvertrag der 

später dem Gesetz zugrundegelegten Berechnung folgten. Auch wo die Gesetzes-

begründung an die Adresse der parlamentarischen Regierungsmehrheit so vorder-

gründig die Übereinstimmung mit dem Koalitionsvertrag hervorhebt, dass die Herlei-

tung der Ergebnisse auf den ersten Blick in den Hintergrund zu rücken droht, entwer-

tet sie nicht deren Nachvollziehbarkeit für die verfassungsgerichtliche Überprüfung.  

b. Der Gesetzgeber begründet die Bemessung der Finanzausgleichsmasse mit dem 

voraussichtlichen kommunalen Finanzbedarf. Er beruft sich nicht eigens auf die 

Grenzen der Leistungsfähigkeit des Landeshaushalts (vgl. o. 1. b.), um eine weniger 

als aufgabengerechte Finanzausstattung der Kommunen zu rechtfertigen. Das Vor-

gehen des Gesetzgebers wird daher von allen Einwänden nicht getroffen, die auf das 

Verhältnis zwischen den Aufgaben des Landes und den Aufgaben der Kommunen 

abstellen.  

c. Mit den beschwerdegegenständlichen Regelungen folgt der Gesetzgeber der Me-

thode zur Bestimmung des kommunalen Finanzbedarfs, wie sie in der Gesetzesbe-

gründung (LT-Drs. 8/463) ausgeführt ist (s. o. A. I. 2.). Sie hält an der bis zum Fi-

nanzausgleichsgesetz für das Jahr 2016 entwickelten Systematik – bei Änderungen 

in Einzelheiten – für die Berechnung der Finanzausgleichsmasse fest und schreibt 

die „bedarfsgerechte Finanzausgleichsmasse“ – die den größten Anteil (1,545 Mio. 

Euro, rund 89 %) an der Finanzausgleichsmasse neben den gleichbleibenden Beträ-

gen für die Investitionspauschale (150 Mio. Euro, rund 8,6 %) und den Ausgleichs-

stock (40 Mio. Euro, rund 2,3 %) ausmacht – auf der Grundlage der zur Zeit des Ge-

setzentwurfs vorliegenden statistischen Daten fort (LT-Drs. 8/463, S. 37, 55). Die 

Fortschreibung der „bedarfsgerechten Finanzausgleichsmasse“ (LT-Drs. 8/463, 

S. 57–65) ergibt sich aus Prognosen über die Entwicklung der Ausgaben und Ein-

nahmen der kommunalen Haushalte, jeweils gesondert für die Gruppe der kreisfreien 

Städte, der Landkreise und der kreisangehörigen Gemeinden. Die Prognosen richten 

sich auf folgende Rechenposten (hier in einer für die Überprüfung geeigneten Ord-

nung):  

– bedarfsbegründend: konsumtive Auszahlungen ohne (da gesondert ge-

rechnet) die Personalauszahlungen und Umlagen,  

– bedarfsmindernd: direkt zuzuordnende konsumtive Einzahlungen ohne 

(da gesondert gerechnet) die Umlagen,  

– bedarfsbegründend: Personalauszahlungen,  

– bedarfsmindernd: sonstiger konsumtiver Nettotransfer des Landes, sal-

diert aus konsumtiven Zahlungen des Landes an die Kommunen ein-

schließlich direkter oder weitergeleiteter Bundesmittel außerhalb der 

Zuweisungen aufgrund des Finanzausgleichsgesetzes abzüglich der 

konsumtiven Auszahlungen der Kommunen an das Land,  
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– bedarfsmindernd: gemeindliche Steuereinnahmen,  

– bedarfsbegründend: Auszahlungen in Umlagen,  

– bedarfsmindernd: Einzahlungen aus Umlagen,  

– bedarfsbegründend: Leistungen zur Tilgung investiver Kredite.  

Die Prognosen für diese Rechenposten – außer für die Steuereinnahmen und die 

Tilgungsleistungen – werden gebildet, indem die Erfahrungswerte aus den Jahren 

2018 bis 2020 nach Anhebung auf das einheitliche Preisniveau 2020 gemittelt und 

mit bestimmten Annahmen über die Steigerung auf das Jahr 2022 fortgeschrieben 

werden. Dabei wird zwischen der Steigerung der Personalauszahlungen und der 

Steigerung der übrigen Werte differenziert: Der angenommenen Steigerung der Per-

sonalauszahlungen wird die durchschnittliche Entwicklung von 2018 bis 2020 zu-

grundegelegt, der Steigerung aller übrigen Werte die jährlich prognostizierten Preis-

niveaus auf Basis der aktuellen Projektion der Bundesregierung (LT-Drs. 8/463, 

S. 56).  

Für die Tilgungsleistungen wird pauschal ein aus den für die Jahre 2018 bis 2020 

gemeldeten Tilgungsleistungen gebildeter Durchschnitt angesetzt (LT-Drs. 8/463, 

S. 65).  

d. Die verfassungsgerichtliche Überprüfung dieses Vorgehens richtet sich darauf, ob 

die betreffenden gesetzgeberischen Entscheidungen vertretbar sind, ob sie offen-

sichtlich fehlerhaft und eindeutig widerlegbar sind oder verfassungsrechtlichen Wer-

tungen widersprechen (LVerfG, Urt. v. 9. Oktober 2012 – LVG 57/10 –, unter 2.1; 

s. o. 1. c.).  

Dieser Maßstab ist hier an die Annahmen anzulegen, auf die der Gesetzgeber die 

Bemessung der Finanzausgleichsmasse stützt.  

aa. Die Entscheidung des Gesetzgebers, zur aufgabenbezogenen Finanzierung für 

die Jahre 2022 und 2023 den kommunalen Finanzbedarf aus der kommunalen 

Haushaltsstatistik fortzuschreiben, liegt innerhalb seines Gestaltungsermessens bei 

der Wahl der Methode zur Ermittlung des kommunalen Finanzbedarfs gemäß Art. 88 

Abs. 1 LVerf (vgl. o. 1. f. dd.). An den verfassungsrechtlichen Anforderungen sind die 

Methode der Fortschreibung und die ihnen zugrundeliegenden Annahmen zu über-

prüfen, aber in dem Herangehen selbst ist kein grundsätzlicher Fehler zu erkennen.  

bb. Die Berücksichtigung der Kreisumlage bei den bedarfsmindernden Einzahlungen 

der Landkreise ist ebenfalls vom Gestaltungsermessen des Gesetzgebers gedeckt.  

Sie mindert nicht den Umfang der Finanzierung kommunaler Aufgaben aus dem 

Landeshaushalt insgesamt und grundsätzlich auch nicht den Umfang der Finanzie-

rung der Aufgaben der Landkreise, sondern bewirkt mit der entsprechenden Berück-

sichtigung der Kreisumlage bei den bedarfsbegründenden Auszahlungen der kreis-

angehörigen Gemeinden im Ergebnis nur einen anderen Modus der Verteilung auf 

die Landkreise: Diese Verteilung wird durch die Erhebung der Kreisumlage vermittelt.  
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Art. 88 LVerf schreibt dem Gesetzgeber nicht vor, wie er für die Finanzierung der 

Aufgaben der Landkreise sorgt. Neben unmittelbaren Zuweisungen aus dem Lan-

deshaushalt ist auch die Ermächtigung zur Umlageerhebung ein verfassungsrechtlich 

zulässiges Instrument des Finanzausgleichs (vgl. o. 1. g.). Eine Beschränkung des 

Kreisumlagenrechts auf eine subsidiäre Funktion als Fehlbetragsausgleich betrifft die 

Rechtfertigung der Kreisumlage gegenüber den umlagepflichtigen Gemeinden, nicht 

das Verhältnis zwischen den Haushalten der Landkreise und dem Landeshaushalt. 

Es ist dem Gesetzgeber unbenommen, der Kreisumlage außer der Funktion zur Fi-

nanzierung der Aufgaben der Landkreise auch eine Funktion zum Finanzkraftaus-

gleich unter den kreisangehörigen Gemeinden zu geben, indem die Kreisumlage die 

finanzkräftigeren Gemeinden stärker heranzieht als die weniger finanzkräftigen. 

Wenn das Land die Mittel, die hierbei umzuverteilen sind, zunächst dem Finanzbe-

darf der kreisangehörigen Gemeinden zurechnet, kann deren Finanzkraftausgleich 

gleichmäßig durch Erhebung der Kreisumlage bewirkt werden, ohne dass daneben 

ein umgekehrter Geldfluss vom Landkreis an die bedürftigeren Gemeinden nötig ist.  

Die Kreisumlage steht den Landkreisen vollständig zur Finanzierung ihrer Aufgaben 

zur Verfügung. Folgerichtig ist die Kreisumlage dann für die Bemessung des Finanz-

bedarfs der Landkreise als bedarfsmindernde Einzahlung zu berücksichtigen.  

Der Ansatz der Kreisumlage in den bedarfsmindernden Einzahlungen bei den Land-

kreisen nimmt an, dass die Landkreise die Kreisumlage in der entsprechenden Höhe 

verwirklichen können. Dabei darf der Gesetzgeber unterstellen, dass die Landkreise 

ihre gesetzlichen Möglichkeiten ausschöpfen (s. o. 1. g.). Um das Aufkommen aus 

der Kreisumlage zu prognostizieren, eignet sich grundsätzlich die Fortschreibung des 

Aufkommens, das die Landkreise insgesamt tatsächlich erzielen konnten. Diese Me-

thode verzichtet auf eine Ableitung aus theoretisch möglichen Umlagesätzen und 

nimmt stattdessen nur an, dass die tatsächliche Kreisumlagepraxis fortgesetzt wer-

den kann. Das Vorbringen des Beschwerdeführers, wonach ihm eine Erhöhung des 

Kreisumlagesatzes nicht möglich sei, stellt daher nicht die Annahmen des Gesetzge-

bers für die Bemessung des Finanzbedarfs aller Landkreise insgesamt in Frage, 

sondern kommt nur einem Einwand gegen den eigenen Zuschussbedarf des Be-

schwerdeführers zuvor. Für die Bemessung des Finanzbedarfs aller Landkreise ins-

gesamt darf der Gesetzgeber vermuten, dass die Möglichkeiten der Kreisumlage in 

den Folgejahren jedenfalls nicht hinter der tatsächlichen Kreisumlagepraxis in den 

vergangenen Jahren zurückbleiben.  

Sofern die Einwände des Beschwerdeführers gegen die Anrechnung der Kreisumla-

ge sich darauf gründen, dass sie von den kreisangehörigen Gemeinden nicht im an-

genommenen Umfang leistbar sei, setzen sie die Verwendung der für die Umlage-

auszahlungen bei den kreisangehörigen Gemeinden in deren Finanzbedarf einge-

rechneten Mittel für andere Zwecke voraus. Das könnte nur dann dem Finanzaus-

gleichsgesetzgeber entgegengehalten werden, wenn er den Finanzbedarf der kreis-

angehörigen Gemeinden an anderer Stelle zu gering bemessen hätte. Somit hängen 

die Einwände gegen die Anrechnung der Kreisumlage von den Einwänden gegen die 
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Auskömmlichkeit der Finanzausgleichsmasse insgesamt ab (vgl. zum Zusammen-

hang zwischen den „Grenzen der Kreisumlageerhebung und Finanzausstattungs-

pflichten des Landes“ Matthias Wohltmann, Die Kreisumlage 2023/2024: Rechtliche 

Grundlagen und finanzielle Entwicklung, in: Der Landkreis 2024, S. 493, 513 f.). Sie 

entbehren folglich einer eigenständigen Bedeutung für die verfassungsgerichtliche 

Überprüfung der Berücksichtigung der Kreisumlage im Finanzausgleich.  

Mit den einfachgesetzlichen Vorgaben für den horizontalen Finanzausgleich, insbe-

sondere mit der Berücksichtigung der Kreisumlage im Finanzbedarf der kreisangehö-

rigen Gemeinden, setzt der Gesetzgeber die Maßstäbe auch für die Durchsetzung 

der Kreisumlage vor den Verwaltungsgerichten. Sollte es Differenzen geben zwi-

schen dem, was der Finanzausgleichsgesetzgeber für die Erhebung der Kreisumlage 

durch die Landkreise vorsieht, und den Grenzen, die die verwaltungsgerichtliche 

Rechtsprechung ihr zieht, hätte sich die Rechtsprechung dem Gesetz anzupassen, 

nicht umgekehrt.  

Dass das Aufkommen bei einzelnen Landkreisen erheblichen Schwankungen ausge-

setzt sein kann und dass tatsächliche Einzahlungen in der Vergangenheit noch in 

Rechtsbehelfsverfahren streitbefangen und späteren Rückzahlungsansprüchen aus-

gesetzt sein können, macht eine Ableitung aus der Gesamtsumme aller Kreisumla-

gen nicht offensichtlich ungeeignet. Es ist nicht Sache der Bemessung der Finanz-

ausgleichsmasse, für einzelne Landkreise Schwankungen im Aufkommen und den 

unter Umständen noch ungewissen Erfolg oder Misserfolg ihrer Durchsetzung einzu-

kalkulieren. Das schließt auch den Fall ein, dass ein einzelner Landkreis aus verfas-

sungsrechtlich gebotener Rücksicht auf das kommunale Selbstverwaltungsrecht der 

ihm angehörenden umlagepflichtigen Gemeinden einen Ausgleich zwischen der Fi-

nanzierung seiner Aufgaben und der Finanzierung der gemeindlichen Aufgaben fin-

den muss und deshalb im Einzelfall keine kostendeckende Umlage erheben darf, wie 

es der Beschwerdeführer für seinen Fall vorträgt. Der Gesetzgeber kann verpflichtet 

sein, dem über die Verteilung der Finanzausgleichsmasse entgegenzuwirken, darf 

aber für deren – hier allein beschwerdegegenständliche – Bemessung für den verti-

kalen Finanzausgleich unterstellen, dass sich solche besonderen Umstände in der 

Summe der Einzahlungen bei allen Landkreisen insgesamt ausgleichen.  

cc. Der Bemessung anhand einer Fortschreibung der Daten aus den kommunalen 

Haushalten der Jahre 2018 bis 2020 liegt die Annahme zugrunde, dass die in diesen 

Daten haushaltswirksam gewordenen Finanzmittel in den betreffenden Jahren eine 

angemessene Erfüllung der kommunalen Aufgaben im Sinne des Art. 88 Abs. 1 

LVerf ermöglichten. Wäre dementgegen damals insbesondere die Zuweisung von 

Mitteln aus dem Landeshaushalt hinter dieser Anforderung des Art. 88 Abs. 1 LVerf 

zurückgeblieben, schlüge sich dieses Defizit auch in den Haushaltsdaten nieder. An 

einem solchen Mangel in den Voraussetzungen der Fortschreibung (vgl. o. 1. f. dd.) 

leidet das Vorgehen des Gesetzgebers nicht. 
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aaa. Die Gesetzesbegründung legt in Auseinandersetzung mit der Stellungnahme 

des angehörten Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt dar, dass die Finanz-

ausgleichsmasse ab dem Jahr 2017 schon auf eine angemessene Finanzausstat-

tung im Jahr 2021 hin festgelegt gewesen sei und damit über den Bedarf hinausge-

gangen sei (LT-Drs. 8/463, S. 6, 36; siehe prospektiv auch den Bericht der Landes-

regierung vom 13. Juni 2018 zur Überprüfung der Angemessenheit der Finanzaus-

gleichsmasse gemäß § 2 Abs. 3 Finanzausgleichsgesetz, LT-Drs. 7/3149 vom 6. Juli 

2018, S. 78–81). Die Saldenentwicklung der kommunalen Kernhaushalte zeige ins-

gesamt ein positives Bild (LT-Drs. 8/463, S. 45–47). Der Schuldenstand der Land-

kreise und der kreisangehörigen Gemeinden habe sich verringert (LT-Drs. 8/463, 

S. 47–50).  

bbb. Der Gesetzgeber hat auch berücksichtigt, dass die Fortschreibung der kon-

sumtiven Auszahlungen den Investitionsaufwand nicht erfasst (vgl. insoweit zu den 

Anforderungen an eine Bedarfsermittlung aus den tatsächlichen kommunalen Aus-

gaben LVerfG Schleswig-Holstein, Urt. v. 27. Januar 2017 – LVerfG 4/15 –, Rn. 192–

199). Eine dem entsprechende Kalkulation des tatsächlichen Investionsaufwands 

über die bilanziellen Abschreibungen wurde geprüft mit dem Ergebnis, „dass diese 

mangels belastbarer Datenlage nicht für die Bestimmung einer bedarfsgerechten Fi-

nanzausgleichsmasse herangezogen werden können“ (LT-Drs. 8/463, S. 65, näher 

erläutert durch die Landesregierung in der mündlichen Verhandlung). Daher wurde 

der über die tatsächlichen Tilgungsleistungen auf investive Kredite ermittelbare Teil 

des Investitionsaufwands bei den Kommunen direkt erhoben und hochgerechnet (LT-

Drs. 8/463, S. 65), der übrige Investionsaufwand hingegen über die Fortschreibung 

der vor längerer Zeit finanzwissenschaftlich empfohlenen Investitionspauschale unter 

Wegfall des bisher angesetzten Vorwegabzugs berücksichtigt (LT-Drs. 8/463, S. 77). 

Dieses Vorgehen ist unter den gegebenen Umständen, die es wegen Verzögerungen 

im Übergang zur Aufstellung der Haushaltspläne nach den Grundsätzen der doppel-

ten Buchführung bei den Kommunen noch nicht ermöglichten, Haushaltsdaten über 

den Investitionsaufwand auszuwerten, vertretbar. 

ccc. Die Annahme des Gesetzgebers, dass die Haushaltsstatistik aus den Jahren 

2018 bis 2020 eine angemessene Erfüllung der kommunalen Aufgaben widerspie-

gelt, schließt sowohl den übertragenen als auch den eigenen Wirkungskreis ein 

(vgl. o. 1. aa.). Die Aufschlüsselung der bedarfsbegründenden Auszahlungen nach 

Aufgaben im übertragenen und im eigenen Wirkungskreis (LT-Drs. 8/463, Anlage 9) 

gibt keinen Anhaltspunkt dafür, dass eine Wahrnehmung von Selbstverwaltungsauf-

gaben systematisch dem Aufwand für Pflichtaufgaben zum Opfer gefallen wäre. Da-

mit kann auch die Wahrnehmung eines Mindestmaßes an freiwilligen Selbstverwal-

tungsaufgaben als berücksichtigt gelten, für die andere Methoden zur Bemessung 

der Kommunalfinanzen eine „freie Spitze“ vorsehen.  

ddd. Auch die Einwände, die der Beschwerdeführer gegen die gesetzgeberische 

Einschätzung der Finanzausstattung speziell der Landkreise vorbringt, widerlegen 

diese nicht. Der Vorwurf, die „Aufteilung der Zuweisungen innerhalb des kommuna-
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len Raums“ verstoße gegen das Gebot interkommunaler Gleichbehandlung (vgl. o. 

1. i.), geht schon deswegen fehl, weil die Bemessung der Finanzausgleichsmasse für 

die Landkreise und die beiden anderen kommunalen Gruppen nicht aus einer Vertei-

lung der Gesamtmasse, sondern für jede dieser Gruppen in einer gleichförmigen Me-

thode aus den allein diese Gruppe betreffenden Zahlen abgeleitet ist. Die zur Be-

gründung einer „Unwucht bei der sachgerechten Verteilung der Finanzausgleichs-

masse“ zulasten der Landkreise angestellten Vergleiche mit Erkenntnissen aus der 

Regierungsbegründung zum Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 2023 (der zi-

tierte Stand vom 10. Juni 2022 stimmt insoweit mit LT-Drs. 8/1824 vom 4. November 

2022, S. 8 und 16, überein) und aus dem Bericht der Landesregierung vom 13. Juni 

2018 zur Überprüfung der Angemessenheit der Finanzausgleichsmasse gemäß § 2 

Abs. 3 Finanzausgleichsgesetz (LT-Drs. 7/3149 vom 6. Juli 2018, S. 13) können al-

lenfalls dahin verstanden werden, dass der Gesetzgeber bei der Prognose des Fi-

nanzbedarfs der Landkreise eine schon in den Berechnungsgrundlagen wirksame 

und erkennbare Unterdeckung übersehen habe.  

Wie der Beschwerdeführer selbst anmerkt, können die späteren Berechnungen aus 

dem Jahr 2022 der Prognose des Gesetzgebers im Jahr 2021 nicht unmittelbar ent-

gegengehalten werden. Außerdem ist aus der Darstellung in der Begründung zum 

Haushaltsbegleitgesetz 2023 ersichtlich, dass die Korrekturen zugunsten der Land-

kreise keineswegs wegen einer „strukturellen Schieflage des (horizontalen) Finanz-

ausgleichs“ angezeigt waren, sondern wegen der in der Revisionsklausel des § 2 

Abs. 2 FAG LSA gebotenen Nachführung anhand der Frühjahrssteuerschätzung 

2022 und der Frühjahrsprojektion 2022 für die Entwicklung des harmonisierten Ver-

braucherpreisindexes. Dabei hat die Berücksichtigung einer höheren Preissteigerung 

die Fortschreibung der Ausgaben für alle kommunalen Gruppen erhöht, während die 

Prognose eines höheren Steueraufkommens naturgemäß nur den Finanzbedarf der 

Gemeinden, nicht der Landkreise dämpfen konnte (LT-Drs. 8/1824, S. 16, 17). Dass 

sich darin ein Fehler der Einschätzung des Gesetzgebers von 2021 zeigen soll, er-

schließt sich nicht. 

In der Evaluierung des Finanzausgleichs 2018 hatte die Landesregierung nicht nur – 

wie der Beschwerdeführer es herausgreift – bemerkt, dass bei der Gruppe der Land-

kreise die Finanzausgleichsmasse für 2019 bis 2021 gegenüber der Projektion in der 

Evaluation „etwas zu gering bemessen“ war (LT-Drs. 7/3149 vom 6. Juli 2018, S. 13), 

sondern auch – was der Beschwerdeführer nicht erwähnt –, dass dieser Mehrbedarf 

durch eine in der Evaluation noch nicht berücksichtigte, anhand der Schätzung der 

Kreisumlagegrundlagen auf der Basis der Festsetzung der Schlüsselzuweisungen 

2018, der Kassenstatistik 2017 und der Steuerschätzung Mai 2018 erwarteten Stei-

gerung der Einzahlungen aus der Kreisumlage bei den Landkreisen ausgeglichen 

werde (LT-Drs. 7/3149 vom 6. Juli 2018, S. 14, näher S. 79–81). Das in den betref-

fenden Jahren später tatsächlich gebuchte Kreisumlageaufkommen (dargestellt für 

2019 in der Begründung zum Entwurf des hier angegriffenen Gesetzes, LT-

Drs. 8/463, Anlage 5, für 2020 und 2021 in der Begründung der Landesregierung 
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zum Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 

vom 29. August 2023, LT-Drs. 8/3046, Anlage 5) erreicht diese erwartete Steigerung 

zwar nicht, liegt aber trotzdem um einen Betrag über den in der Evaluation ange-

nommenen Werten, der den in der Evaluation ermittelten Mehrbedarf der Landkreise 

zu kompensieren geeignet war. Die darauf gestützte Annahme im Bericht der Lan-

desregierung von 2018, den – unter anderen Erkenntnissen – der Gesetzgeber 2022 

für seine Annahmen über die Auskömmlichkeit der Finanzausgleichsmasse für die 

Landkreise herangezogen hat, ist insoweit also durch die tatsächliche Entwicklung im 

nachhinein grundsätzlich sogar bestätigt worden.  

eee. Die Einschätzung des Gesetzgebers, dass die Finanzausstattung der Kommu-

nen in den Jahren 2018 bis 2020 der Landesverfassung genügte, ist somit insgesamt 

nicht offensichtlich fehlerhaft oder eindeutig widerlegbar. Der Finanzausgleich für 

diese Jahre ist nicht durch einen verfassungsgerichtlichen Rechtsbehelf in Frage ge-

stellt worden. Der Beschwerdeführer legt zwar dar, dass seine Finanzlage im Rück-

blick auch für diese Jahre defizitär war. Daraus folgt aber nicht, dass das Land in den 

betreffenden Jahren die Finanzausstattung aller Kommunen insgesamt zu niedrig 

gehalten hätte. Der Landesgesetzgeber durfte somit annehmen, dass eine Fort-

schreibung der Haushaltsergebnisse aus den Jahren 2018 bis 2020 geeignet war, 

auch für 2022 eine verfassungsgemäße Finanzausstattung der Kommunen zu be-

stimmen.  

dd. Seiner Beobachtungspflicht (s. o. 1. k.) hat der Landesgesetzgeber genügt. Er 

hat nicht etwa nur die Beträge im Finanzausgleichsgesetz fortgeschrieben, sondern 

sie anhand der jüngsten vorliegenden kommunalen Haushaltsstatistik und weiterer 

Parameter neu berechnet. Darin hat er die tatsächliche Entwicklung der Berech-

nungsgrundlagen wie der kommunalen Aus- und Einzahlungen und der Preissteige-

rungsraten berücksichtigt. Die Gesetzesbegründung und ihre parlamentarische Be-

handlung dokumentieren, dass sich der Gesetzgeber mit den Vorstellungen der 

kommunalen Spitzenverbände über eine Veränderung des Berechnungsverfahrens 

auseinandergesetzt, einige von ihnen aufgenommen, andere unter Angabe von 

Gründen abgelehnt hat (LT-Drs. 8/463, S. 4–25). Die Gesetzesbegründung weist 

ausdrücklich auf die Pflicht zur Überprüfung der Regelungen zum Finanzausgleich 

hin, wie sie die Revisionsklausel des § 2 Abs. 4 S. 1 FAG LSA aufnimmt (S. 36 f.). 

Sie hält an der dem Finanzausgleich bisher zugrundeliegenden Systematik der Be-

darfsberechnung fest, nimmt aber einige begründete Änderungen vor (LT-Drs. 8/463, 

S. 37, 38 f., 56 f., 57, 59, 62, 63, 66 f., 69–71, 77). Sie reflektiert auch, ob sich die 

beibehaltenen Parameter bewährt haben (LT-Drs. 8/463, S. 62 für die Steuerschät-

zung) und ersetzt sie anderenfalls durch andere (LT-Drs. 8/463, S. 65 für die Til-

gungsleistungen). Einen weitergehenden Überprüfungsbedarf benennt sie nur für 

den horizontalen Finanzausgleich, der auf der Grundlage eines finanzwissenschaftli-

chen Gutachtens für die Zeit ab 2024 weiterentwickelt werden solle (LT-Drs. 8/463, 

S. 17, 38); die dafür genannten Gründe betreffen den vertikalen Finanzausgleich 

nicht. Die Gesetzesbegründung nimmt die Finanzlage der Kommunen eingehend zur 
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Kenntnis und vergleicht sie mit der Finanzlage des Landes (LT-Drs. 8/463, S. 39–54). 

Darin werden keine Veränderungen der Bedingungen für eine angemessene Erfül-

lung der kommunalen Aufgaben erkennbar, die eine weitergehende Revision der 

grundsätzlich beibehaltenen Methode zur Ermittlung des kommunalen Finanzbedarfs 

nach Art. 88 Abs. 1 LVerf geboten hätten. Somit hat der Gesetzgeber seine dem Fi-

nanzausgleich in den hier angegriffenen Regelungen zugrundegelegten Annahmen 

in dem Umfang aktualisiert, in dem es für 2022 geboten war.  

ee. Der Fortschreibung anhand bestimmter Steigerungsraten liegt die Annahme zu-

grunde, dass die Faktoren, die die künftige Entwicklung der Werte bestimmen, in die-

sen Steigerungsraten wirklichkeitsnah abgebildet sind.  

Unter diesem Gesichtspunkt lässt die Heranziehung der tatsächlichen Entwicklung 

der Personalauszahlungen im Auswertungszeitraum 2018 bis 2020 zur Prognose 

ihrer Steigerung bis 2022 keinen Fehler erkennen.  

Das gleiche gilt für die Fortschreibung der übrigen konsumtiven Auszahlungen und 

der Umlagen anhand des jährlich prognostizierten Preisniveaus auf Basis der aktuel-

len Projektion der Bundesregierung.  

Für den sonstigen konsumtiven Nettotransfer des Landes hingegen erschließt sich 

aus der Gesetzesbegründung nicht, worauf sich die Annahme einer dem Preisniveau 

folgenden Steigerung gründet. Es mag unterstellt werden können, dass einige Tat-

bestände für konsumtive Zahlungen des Landes an die Kommunen an tatsächliche 

Kosten anknüpfen, so dass die Entwicklung dieser Zahlungen preisgetrieben ist. So-

weit sich solche Zahlungen aber nicht nach tatsächlichen Kosten bemessen, sondern 

von politischen Entscheidungen oder fiskalischen Gegebenheiten abhängen, versteht 

sich eine jährliche Steigerung nicht von selbst. So zeigen die zur Fortschreibung ge-

mittelten Werte des Nettotransfers für die Landkreise von 2018 auf 2019 einen An-

stieg, von 2019 auf 2020 hingegen ein Absinken gegenüber dem Vorjahr: 

 nominal  preisbereinigt  

2018 671.279.041 Euro  684.073.620 Euro  

2019 699.355.484 Euro +4,18 % 702.152.906 Euro +2,64 % 

2020 686.806.598 Euro -1,79 % 686.806.598 Euro -2,19 % 

 

Die Fortschreibung des preisbereinigten Durchschnitts anhand der prognostizierten 

Preisentwicklung unterstellt eine Umkehrung in einen sprunghaften Anstieg, der er-

klärungsbedürftig erschien. Doch die inzwischen vorliegenden tatsächlichen Beträge 

des Nettotransfers des Landes an die Landkreise in den Jahren 2021 und 2022 (LT-

Drs. 8/3046, Anlage 3, S. 1) übertreffen die Prognose:  
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 Prognose  tatsächlich  

2021 711.050.361 Euro +3,53 % 760.859.153 Euro +10,78 % 

2022 726.693.469 Euro +2,20 % 767.288.095 Euro +0,84 % 

 

Somit hat die Annahme, dass der Nettotransfer des Landes eine der Preisentwick-

lung tendenziell folgende und daher steigende bedarfsmindernde Wirkung haben 

würde, seine bedarfsmindernde Wirkung nicht überschätzt.  

ff. Mit der Anhebung der Werte aus den Jahren 2018 und 2019 auf das Preisniveau 

des Jahres 2020 trägt der Gesetzgeber der Geldentwertung in dieser Auswertungs-

periode sachgemäß Rechnung.  

gg. Der Bildung von Durchschnitten aus den Werten der Jahre 2018 bis 2020 liegt 

erkennbar die Annahme zugrunde, dass die Werte Schwankungen unterliegen, die 

die Aussagekraft der Werte aus einem einzelnen Jahr für die Prognose der Folgejah-

re schwächen. Dementsprechend – und in grundsätzlich zulässiger Weise, s. o. 1. j. 

– zeichnet ein Durchschnitt aus den drei Jahren 2018 bis 2020 die Wirklichkeit als 

Prognosegrundlage besser nach als der einzelne Wert des Jahres 2020.  

Das stimmt aber nur für Werte, deren Höhe in manchen Jahren steigt, in anderen 

sinkt. Für Werte, deren Höhe den sie bestimmenden Faktoren folgend nur steigt oder 

nur sinkt, bewirkt die Durchschnittsbildung, dass die Prognosegrundlage für die 

Folgejahre systematisch niedriger beziehungsweise höher angesetzt wird als der 

letzte Wert, der in Wirklichkeit den Ausgangspunkt für die Steigerung in den Folge-

jahren setzt.  

Die Annahme von Schwankungen ist nachvollziehbar für die konsumtiven Auszah-

lungen ohne Personalauszahlungen, für die direkt zuzuordnenden konsumtiven Ein-

zahlungen, für den sonstigen konsumtiven Nettotransfer des Landes, für die Umla-

gen (für deren Einzahlungen bei den Landkreisen die Durchschnittsbildung aus den 

2019 und 2020 jeweils gestiegenen Werten zugunsten der Landkreise den bedarfs-

mindernden Effekt bremst) und für die Tilgungsleistungen (für deren Berücksichti-

gung die Durchschnittsbildung aus den 2019 und 2020 jeweils gesunkenen Werten 

zugunsten der Landkreise den bedarfsbegründenden Effekt stützt).  

Nicht ohne weiteres nachvollziehbar ist die Annahme, dass die Personalauszahlun-

gen nicht nur steigen, sondern auch sinken können. Unter den sie bestimmenden 

Faktoren dürften die Tarife ein maßgebliches Gewicht haben. Tarife steigen erfah-

rungsgemäß schrittweise, sinken aber nie. Demgegenüber wäre es jedenfalls erklä-

rungsbedürftig, warum etwa von Schwankungen des Personalbestands oder von der 

Ablösung einer älteren Kohorte mit höheren Gehaltsansprüchen durch eine jüngere 

Kohorte mit niedrigeren Eingangsgehältern im Ergebnis ein Rückgang der Personal-

auszahlungen erwartet oder für möglich gehalten wird.  
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Die Werte, aus denen der Gesetzgeber die Personalauszahlungen fortgeschrieben 

hat, sprechen dafür, dass dazu nicht beim Durchschnitt der Jahre 2018 bis 2020 an-

zusetzen gewesen wäre, sondern beim Wert aus dem Jahr 2020: Die schon auf das 

Preisniveau des Jahres 2020 angehobenen Werte aus den Jahren 2018 bis 2020 

steigen deutlich von – bei den Landkreisen – 494.850.498 Euro (2018) über 

505.681.495 Euro (2019) auf 513.867.025 Euro (2020). Ihr Durchschnitt 

(504.799.673 Euro) liegt demzufolge notwendig unter dem letzten Wert. Die Steige-

rung der Personalauszahlungen übertrifft die Preisentwicklung, die in der Anhebung 

auf das Niveau des Jahres 2020 berücksichtigt wird. Für die Fortschreibung errech-

net die Gesetzesbegründung die durchschnittliche Steigerung der Personalauszah-

lungen von 2018 bis 2020 zutreffend mit 2,87 % (LT-Drs. 8/463, S. 56, 59 f. mit Anla-

ge 2). Folgerichtig wäre es gewesen, diesen Steigerungssatz an das im Jahr 2020 

erreichte Niveau anzulegen (vgl. zu dem gleichen methodischen Fehler in der Be-

rechnung eines durch das Konnexitätsprinzip gebotenen Mehrbelastungsausgleichs 

OVG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 10. Oktober 2024 – OVG 10 A 5.19 –, unter II 2 a).  

Eine im Ergebnis darauf gerichtete Forderung in der Stellungnahme des Städte- und 

Gemeindebundes lehnt die Gesetzesbegründung ab, weil sie keine Gründe sieht, 

von dem auf die übrigen konsumtiven Auszahlungen angewendeten Berechnungs-

schema abzuweichen (LT-Drs. 8/463, S. 15 f.). Das genügt nicht, um die naheliegen-

den Einwände gegen die Eignung dieses Berechnungsschemas für die Fortschrei-

bung der Personalauszahlungen auszuräumen.  

Die Anhebung der Einzelwerte aus 2018 und 2019 auf das Preisniveau von 2020 ist 

nicht so durchgeführt, dass der Ansatz beim Durchschnitt über die monoton steigen-

den Personalauszahlungen stimmig wird. Grundsätzlich kann nicht ausgeschlossen 

werden, dass eine Steigung von Einzelwerten nur zu einem Teil eine monotone Stei-

gung enthält, zu einem anderen Teil aber auf Ursachen beruht, die über die Zeit 

schwanken. So wirkt auf Personalauszahlungen die Tarifentwicklung monoton stei-

gend, während personalwirtschaftliche Effekte die Steigung manchmal verstärken, 

manchmal dämpfen können. Wenn unter diesem Gesichtspunkt die monoton stei-

genden Einflüsse in der Preisanhebung der Einzelwerte vollständig berücksichtigt 

werden, dürfen die schwankenden Einflüsse in einer Durchschnittsbildung über die 

Einzelwerte berücksichtigt werden. Diese Bedingung erfüllt die Fortschreibung der 

Personalauszahlungen für den kommunalen Finanzbedarf 2022 nicht. Den Steige-

rungssatz für die künftige Entwicklung leitet sie aus der Entwicklung der Einzelwerte 

selbst ab, für die Preisbereinigung der Einzelwerte wendet sie den davon abwei-

chenden, niedrigeren Preisindex an. Dieser Vergleich bestätigt, dass sie den aus der 

tatsächlichen Entwicklung abgeleiteten Steigerungssatz folgerichtig auf den Wert von 

2020 hätte anwenden müssen. Denn hätte sie die Einzelwerte der Personalauszah-

lungen in den Jahren 2018 und 2019 jeweils entsprechend der für ihre Fortschrei-

bung herangezogenen tatsächlichen Steigerung angehoben, stimmten die so berei-

nigten Einzelwerte und damit auch ihr Durchschnitt rechnerisch wiederum mit dem 

Wert von 2020 überein.  
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Die Rechnung mit einem ungeeigneten Wert bleibt für die Prognose unschädlich, 

wenn die tatsächliche Entwicklung im Rückblick zum gleichen Ergebnis führt. Das 

lässt sich anhand eines Vergleichs mit den inzwischen vorliegenden tatsächlichen 

Werten aus dem Jahr 2022 beurteilen, wie sie in der Begründung der Landesregie-

rung zum Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Finanzausgleichsgeset-

zes vom 29. August 2023 (LT-Drs. 8/3046) aufgeführt sind (dort Anlage 2):  

Personalauszahlungen der Landkreise 2022  

  Abweichung vom 
tatsächlichen 

Wert 

Tatsächlicher Wert:  549.696.775 Euro  

Prognose aus der Fortschreibung des  
Durchschnitts aus 2018 bis 2020:  534.190.972 Euro -15.505.803 Euro 

Prognose aus der Fortschreibung des  
Werts aus 2020:  543.786.259 Euro -5.910.516 Euro 

 

Der tatsächliche Wert erweist die Wahl des zu niedrigen Ausgangswerts für die Fort-

schreibung der Personalauszahlungen im kommunalen Finanzbedarf demnach für 

deren bedarfsbegründende Wirkung nicht als unschädlich.  

Auch dass die in die Berechnung des Gesetzgebers eingeflossenen Werte aus dem 

Haushalt des Beschwerdeführers nicht den Werten für alle Landkreise entsprechen, 

für die die Prognose der Personalauszahlungen unzureichend ist, stellt die Erheb-

lichkeit dieses Prognosefehlers nicht in Frage. Anders als bei den Landkreisen ins-

gesamt lagen die Personalauszahlungen im Jahr 2020 beim Beschwerdeführer nicht 

über, sondern unter dem preisbereinigten Durchschnitt in den Jahren 2018 bis 2020. 

Doch aus der Aggregation solcher unterschiedlicher Entwicklungen in einer gemein-

samen Prognose für alle Landkreise durch den Gesetzgeber ergibt sich folgerichtig, 

dass der Beschwerdeführer auch dann von einer Korrektur der gemeinsamen Prog-

nose profitiert, wenn die eigene Haushaltsstatistik den Korrekturbedarf nicht wider-

spiegelt.  

hh. Der pauschale Betrag für die Tilgungsleistungen der Kommunen im Jahr 2022 

auf investive Kredite beruht auf der Annahme, dass der aus den für die Jahre 2018 

bis 2020 gemeldeten Tilgungsleistungen gebildete Durchschnitt die für 2022 beste-

henden Tilgungsverpflichtungen deckt (LT-Drs. 8/463, S. 65). Dieser Annahme liegt 

ein Vergleich mit Plandaten für 2022 zugrunde, die unter diesem Durchschnitt liegen. 

Darin ist kein Fehler ersichtlich.  

e. Die Methode des Gesetzgebers zur Prognose des kommunalen Finanzbedarfs 

wird nicht dadurch fehlerhaft, dass die tatsächliche Entwicklung später zu anderen 

Werten führt. Vom Gesetzgeber wird keine treffsichere Vorhersage der Zukunft ver-
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langt, sondern nur eine vertretbare Ableitung der Annahmen für die Zukunft, die er 

der Bemessung der Finanzausgleichsmasse zugrundelegt.  

Soweit die Methode des Gesetzgebers zur Prognose des kommunalen Finanzbe-

darfs hinter den verfassungsrechtlichen Anforderungen zurückbleibt, ist die Vermu-

tung begründet, dass die von ihm zur Verfügung gestellte Finanzausstattung der 

Kommunen hinter der nach Art. 88 Abs. 1 LVerf zu gewährleistenden Finanzausstat-

tung zurückbleibt. Diese Vermutung ist aber dann widerlegt, wenn die tatsächliche 

Entwicklung die Prognosefehler im Ergebnis als unschädlich erweist. Das gilt nicht 

nur für die einzelnen Rechenposten, nach denen der Gesetzgeber den Finanzbedarf 

bemisst, sondern auch für das Ergebnis der Bemessung der Finanzausgleichsmasse 

insgesamt. Zeigt sich im Rückblick, dass die Prognosefehler zulasten der kommuna-

len Finanzausstattung durch gegenläufige Abweichungen zugunsten der kommuna-

len Finanzausstattung ausgeglichen worden sind, kann nicht festgestellt werden, 

dass die vom Land im Ergebnis gewährleistete Finanzausstattung der Kommunen 

nicht der Pflicht zur Gewährleistung ihrer Finanzausstattung aus Art. 88 Abs. 1 LVerf 

genügte.  

Das lässt sich für die mit der durch die beschwerdegegenständlichen Vorschriften 

gewährleistete Finanzausstattung der Landkreise im Jahr 2022 – anders als für die 

der kreisangehörigen Gemeinden (vgl. LVerfG, Urt. v. 21. Januar 2025 – LVG 

05/23 –, Rn. 164 f.) nicht feststellen:  

 Prognose 
(Euro) 

tatsächlicher Wert 
(Euro) 

Abweichung 
(Euro) 

kommunale konsumtive 
Auszahlungen ohne Um-
lagen und ohne Perso-
nalauszahlungen 2.111.053.069 2.181.882.294 -70.829.225 

direkt zurechenbare 
kommunale konsumtive 
Einzahlungen ohne Um-
lagen -706.777.394 -721.725.829 14.948.435 

Personalauszahlungen 534.190.972 549.696.775 -15.505.803 

Abzug des sonstigen 
Nettotransfers des Lan-
des -726.693.469 -767.288.095 40.594.626 

Abzug der Umlageein-
zahlungen -709.847.881 -711.545.453 1.697.572 

Hinzurechnung eines 
Tilgungsbeitrages 49.198.329 42.678.944 6.519.385 

Bedarfsgerechte Fi-
nanzausgleichsmasse 551.123.626 573.698.636 -22.575.010 
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Die vom Land berechnete bedarfsgerechte Finanzausgleichsmasse für die Landkrei-

se lag 2022 insgesamt um 22.575.010 Euro unter dem tatsächlichen Saldo der für 

die Prognose berücksichtigten Rechenposten. Die dem entgegenwirkenden Abwei-

chungen bei den Einzahlungen und den Nettotransfers genügen nicht, um die höhe-

ren Auszahlungen einschließlich der Personalauszahlungen auszugleichen. Sie ma-

chen deshalb auch den Prognosefehler für die Personalauszahlungen nicht unschäd-

lich. Wären die Personalauszahlungen von dem 2020 erreichten Wert und nicht von 

dem niedrigeren Durchschnitt der Jahre 2018 bis 2020 aus fortgeschrieben worden, 

wäre die Prognose für diesen Rechenposten und damit auch die Finanzausstattung 

der Landkreise nur um 5.910.516 Euro statt um 15.505.803 Euro niedriger ausgefal-

len als die spätere Höhe der tatsächlichen Personalauszahlungen. Somit wäre die 

Finanzausstattung der Landkreise dem tatsächlichen Bedarf um rund 9,6 Mio. Euro 

nähergerückt.  

f. Dass diese Differenz in einer entsprechenden Vergleichsrechnung für den Be-

schwerdeführer von anderen Abweichungen überlagert wird, berührt ihre Erheblich-

keit für seine Finanzausstattung nicht. Vielmehr begründet der Prognosefehler bei 

der Bemessung des Finanzbedarfs für alle Landkreise die Vermutung, dass ein Defi-

zit im Haushalt des Beschwerdeführers in einem entsprechenden Umfang auf den 

Prognosefehler zurückzuführen ist. Für den Beschwerdeführer weichen die Haus-

haltsergebnisse negativ von den in die Prognose eingeflossenen Werten ab. Dieser 

Vergleich erlaubt wohlgemerkt keine Aussage darüber, in welchem Maß der Be-

schwerdeführer an der Finanzausgleichsmasse teilhatte, weil sich deren Verteilung 

nicht nach dem Anteil der einzelnen Kommune an den Prognosegrundlagen richtet, 

sondern nach den besonders geregelten, hier nicht beschwerdegegenständlichen 

Maßstäben für die Schlüsselzuweisungen, für die Auftragskostenpauschale und für 

die übrigen Zuweisungen aus der Finanzausgleichsmasse. Aussagekräftig ist der 

Vergleich vielmehr dafür, dass das Defizit im Haushalt des Beschwerdeführerers im 

Jahr 2022 mit der zu geringen Bemessung der Finanzausgleichsmasse durch den 

Gesetzgeber korreliert.  
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Für den Beschwerdeführer stellt sich die Vergleichsrechnung so dar: 

 Anteilige 
Prognose 

(Euro) 

tatsächlicher Wert 
(Euro) 

Abweichung 
(Euro) 

kommunale konsumtive 
Auszahlungen ohne Um-
lagen und ohne Perso-
nalauszahlungen 339.474.862 338.038.560 1.436.302 

direkt zurechenbare 
kommunale konsumtive 
Einzahlungen ohne Um-
lagen -160.682.643 -165.394.165 4.711.522 

Personalauszahlungen 54.218.854 54.538.811 -319.957 

Abzug des sonstigen 
Nettotransfers des Lan-
des -84.067.839 -78.134.804 -5.933.035 

Abzug der Umlageein-
zahlungen -84.669.879 -82.035.751 -2.634.128 

Hinzurechnung eines 
Tilgungsbeitrages 7.326.332 6.428.083 898.249 

Bedarfsgerechte Fi-
nanzausgleichsmasse 71.599.687 73.440.734 -1.841.047 

 

Das bedeutet: Für die Bemessung der bedarfsgerechten Finanzausgleichsmasse für 

alle Landkreise ist aus den Zahlen des Beschwerdeführers ein Anteil von 71.599.687 

Euro in die Prognose für 2022 eingeflossen. In den tatsächlichen Haushaltszahlen 

des Beschwerdeführers im Jahr 2022 beträgt das Ergebnis derselben Rechenposten 

73.440.734 Euro. Damit lag die bedarfsgerechte Finanzausgleichsmasse für alle 

Landkreise um 1.841.047 Euro unter dem, was anteilig für den Beschwerdeführer in 

sie einfließen musste, um später dem tatsächlichen Haushalt zu entsprechen. Die 

Abweichung beträgt 2,5 % nach unten. Hierzu tragen verschiedene Abweichungen in 

den einzelnen Rechenposten bei, die die Prognose jeweils in größerem Umfang un-

ter- oder überschreiten. Unterstellt man in der Vergleichsrechnung, dass in die Fi-

nanzausstattung der Landkreise eine Fortschreibung der Personalauszahlungen von 

dem 2020 erreichten Wert und nicht von dem niedrigeren Durchschnitt der Jahre 

2018 bis 2020 aus eingeflossen wäre und dem Beschwerdeführer von dem Diffe-

renzbetrag (9.595.287 Euro) ein Anteil zugutegekommen wäre, der ungefähr dem 

Anteil seines fortgeschriebenen Finanzbedarfs am fortgeschriebenen Finanzbedarf 

aller Landkreise für 2022 nach der Berechnung des Gesetzgebers entspricht 

(12,99 %), dann hätte erwartet werden können, dass die Abweichung der tatsächli-

chen von den prognostizierten Werten um rund 1,2 Mio. Euro geringer ausgefallen 

wäre, also statt rund 1,8 Mio. Euro rund 0,6 Mio. Euro betragen hätte.  
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g. Die Bildung von Teilmassen für die Auftragskostenpauschale (§ 3 Nr. 1, § 4 FAG 

LSA), Ergänzungszuweisungen (§ 3 Nr. 2 Buchst. a, §§ 7–11 FAG LSA) und Schlüs-

selzuweisungen (§ 3 Nr. 2 Buchst. b, § 12 FAG LSA) trägt nicht zur Bemessung der 

gesamten Finanzausgleichsmasse bei, sondern folgt ihr nach. Sie dient der Anwen-

dung differenzierter Maßstäbe für die Verteilung der Finanzausgleichsmasse unter 

den Kommunen.  

Die Einwände gegen die Berechnung der Teilmassen für Ergänzungszuweisungen 

und für die Auftragskostenpauschale kann der Beschwerdeführer nicht mit einer Ge-

genrechnung über die Unterdeckung der entsprechenden Aufgaben in seinem Haus-

halt begründen. Schon die Höhe der Zuweisungen an den Beschwerdeführer hängt 

nicht von der Methode der Bemessung der entsprechenden Teilmasse ab, sondern 

von der – hier nicht beschwerdegegenständlichen – Verteilung dieser und der übri-

gen Teilmassen unter den Kommunen der gleichen kommunalen Gruppe (hier unter 

den Landkreisen).  

Dass die Bildung eines Durchschnitts aus den Jahren 2018 und 2019 für die Bemes-

sung der Teilmasse für die Auftragskostenpauschale zur Unterfinanzierung der be-

treffenden Aufgaben beim Beschwerdeführer führe, ist mit seinen Berechnungen 

nicht nachgewiesen. Diese Unterfinanzierung für 2022 berechnet der Beschwerde-

führer als Differenz in Höhe von 1.162.550 Euro zwischen den Beträgen der ihm zu-

gewiesenen Auftragskostenpauschale (23.975.700 Euro) und dem in seinem Haus-

halt gebuchten Ergebnis (minus 25.138.250 Euro). Vom Gesetzgeber fordert er die 

Fortschreibung der Auftragskostenpauschale auf der Basis der Werte für 2020. In 

seinem eigenen Haushalt wächst die Zuweisung aus der Auftragskostenpauschale 

von 17.888.800 Euro (2020) auf 23.975.700 Euro (2022) um 34,0 %, das eigene dem 

gegenübergestellte Defizit aber von minus 20.375.570 Euro (2020) auf minus 

25.138.250 Euro (2022) um 23,4 %. Eine Fortschreibung von Berechnungsgrundla-

gen von 2020 auf 2022 mit der Preissteigerung von 2,9 % von 2020 auf 2021 und 

2,2 % von 2021 auf 2022 (LT-Drs. 8/463, S. 56) bewirkt eine Erhöhung um zusam-

men knapp 5,2 %. Die Differenz zwischen dem Ergebnis und der Zuweisung aus der 

Auftragskostenpauschale im Jahr 2022 hat so keine Aussagekraft für einen Zusam-

menhang zwischen der Unterfinanzierung beim Beschwerdeführer und der Methode 

der Bemessung der Teilmasse für die Auftragskostenpauschale.  

Vor allem aber verkennt der Einwand gegen die „Durchschnittsbildung“ aus den Jah-

resrechnungen 2018 und 2019 den Bezug auf die Methode zur Berechnung der 

Teilmasse für die Auftragskostenpauschale: Denn diese wird durchaus aus der Fort-

schreibung der Werte für 2018 bis 2020 auf 2022 in der differenzierenden Methode 

für die gesamte Finanzausgleichsmasse berechnet, nämlich als Anteil am so berech-

neten „Gesamtbedarf“. Die Durchschnittsbildung lediglich über 2018 und 2019 betrifft 

nicht die absoluten Beträge der berücksichtigten Auftragskosten, sondern allein die 

Berechnung der Quoten für den Anteil der Auftragskostenpauschale an der gesam-

ten, aus der Fortschreibung der Werte der Jahre 2018 bis 2020 auf 2022 abgeleite-

ten Finanzausgleichsmasse (LT-Drs. 8/463, S. 69–72 mit Anlage 9). Nur für die Ab-
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leitung dieser Quoten verwendet die Berechnungsmethode die Durchschnittswerte 

aus den Jahresrechnungen der Jahre 2018 und 2019 (LT-Drs. 8/463, Anlage 9, 

S. 22–31), indem sie aus dem Anteil des übertragenen Wirkungskreises an den kon-

sumtiven Auszahlungen für die Aufgaben ohne Querschnittsfunktionen (Produkt-

gruppen 121 bis 611, LT-Drs. 8/463, Anlage 9, S. 10 f., 14 f.) zunächst eine Quote 

ableitet, mit der die konsumtiven Auszahlungen für die Aufgaben mit Querschnitts-

funktionen – das sind die Produktgruppen 111 („Verwaltungssteuerung und Service“) 

und 612 („Sonstige allgemeine Finanzwirtschaft“) – dem übertragenen Wirkungskreis 

zugerechnet werden können, um dann aus dem Anteil des übertragenen Wirkungs-

kreises am konsumtiven Finanzbedarf für alle Aufgaben (Produktgruppen 111 bis 

612, LT-Drs. 8/463, Anlage 9, S. 2 f., 6 f.) die Quote abzuleiten, die die Auftragskos-

tenpauschale als Anteil an dem aus der Fortschreibung der Werte der Jahre 2018 bis 

2020 auf 2022 ermittelten „Gesamtbedarf“ bestimmt. Dass der Anteil der Auszahlun-

gen und des Finanzbedarfs für Aufgaben im übertragenen Wirkungskreis im Jahr 

2020 zu einer wesentlich anderen Quote führen würde, ist nicht das Argument des 

Beschwerdeführers und auch sonst nicht ersichtlich. 

h. Die Erhöhung der Finanzausgleichsmasse durch einen „Zuschlag für kreisfreie 

Städte und kreisangehörige Gemeinden zur Einhaltung Koalitionsvertrag 2021 bis 

2026“ (so LT-Drs. 8/463, Anlage 8, S. 1) verstößt nicht zulasten der Landkreise ge-

gen das Gebot der interkommunalen Gleichbehandlung (s. o. 1. i.). Die danach für 

die Nichtberücksichtigung der Landkreise geforderte Rechtfertigung durch einen 

sachlichen Grund ergibt sich aus der Ursache für die Differenz in der Berechnung, 

die mit diesem Zuschlag zugunsten der Gemeinden aufgefüllt wird. Sie erschließt 

sich aus der Gesetzesbegründung (LT-Drs. 8/463, S. 14 und 67): Gegenüber den 

Berechnungen des Finanzbedarfs, die in der Verständigung zwischen den die Regie-

rung tragenden politischen Parteien aufgegriffen worden waren, wirkte die Berück-

sichtigung inzwischen aktualisierter Prognosen für das Steueraufkommen bedarfs-

mindernd auf die berechnete Finanzausgleichsmasse. Zugunsten der Finanzausstat-

tung der Kommunen hat der Gesetzgeber durch den „Zuschlag“ in Höhe der Diffe-

renz im Ergebnis davon abgesehen, das gesteigerte Steueraufkommen auf den Fi-

nanzbedarf anzurechnen. Da die Steuern nur den Gemeinden, nicht aber den Land-

kreisen zustehen, wirkt sich diese Absicht des Gesetzgebers nur auf den Finanzbe-

darf der Gemeinden aus, nicht auf den der Landkreise. Da die Berechnung des Fi-

nanzbedarfs der Landkreise auch nicht mittelbar durch einen Umverteilungseffekt 

berührt ist, ist ihre Nichtberücksichtigung bei diesem „Zuschlag“ sachlich gerechtfer-

tigt. Zudem kann die erhöhte, durch den „Zuschlag“ im Ergebnis verschonte Steuer-

kraft der Gemeinden vermittelt über die Kreisumlage tendenziell auch den Landkrei-

sen zugute kommen. 

3. Die vom Beschwerdeführer ausführlich dargelegte Finanznot ist somit – abgese-

hen von den Wirkungen des aufgezeigten Fehlers in der Fortschreibung der Perso-

nalauszahlungen bei den Landkreisen – nicht nachweisbar auf die angegriffenen Re-

gelungen des Finanzausgleichs für 2022 zurückzuführen. Nur im Hinblick auf den 
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Fehler in der Fortschreibung der Personalauszahlungen bei den Landkreisen verlet-

zen die beschwerdegegenständlichen Vorschriften das Recht des Beschwerdefüh-

rers auf Selbstverwaltung aus Art. 2 Abs. 3, Art. 87 Abs. 1 LVerf. 

C .  

Die Gerichtskostenfreiheit folgt aus § 32 Abs. 1 LVerfGG.  

Da sich die Verfassungsbeschwerde teilweise als begründet erweist, sind gemäß 

§ 32 Abs. 2 LVerfGG dem Beschwerdeführer die notwendigen Auslagen ganz oder 

teilweise zu erstatten. Das Landesverfassungsgericht hält es für angemessen, eine 

Erstattung in Höhe von einem Fünftel anzuordnen. 

 

Dr. Wegehaupt 

ist nach abschließen-

der Beratung krank-

heitsbedingt an der 

Unterschrift verhindert. 

Buchloh 

Dr. Eckert Goerke-Berzau Buchloh 

Schindler Meyer Prof. Dr. Germann 
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